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Wieweit haftet der Arzt aus einer von ihm vorgenommenen 
ärztlichen Behandlmig? Diese Frage ist in doppeltem Sinne zu 
stellen; im Sinne des Straf rechts bedeutet sie: unter welchen Voraus- 
setzungen wird der Arzt strafbar? im Sinne des bürgerlichen Rechts: 
unter welchen Voraussetzungen wird er zum Ersatz des einge- 
tretenen Schadens verpflichtet? Die Antwort auf jene Frage ist im 
Strafgesetzbuch (StGrB.), die Antwort auf diese im bürgerlichen Ge- 
setzbuch (BGtB.) zu suchen. In beiderlei Sinn soll die Frage im 
folgenden behandelt werden. Dabei verstehe ich unter ärztlicher 
Behandlung jede auf den Behandelten körperlich einwirkende ärzt- 
liche Maßnahme; den Behandelten nenne ich kurzweg den Kranken. 

Zwei Fälle treten auf den ersten Blick auseinander: der Arzt 
handelt entweder auf Ansuchen des Kranken, also mit seiner Ein- 
willigung, oder ohne diene. Danach gliedert sich die Erörterung. 

I. AenstUche Behandlimg mit Einwilligimg des KrankexLi) 

Hat der Kranke den Arzt um Behandlung ersucht, so steht das 
ganze Verhältnis zunächst unter ^em. Gresichtspunkt dessen, was 
man juristisch einen Vertrag nennt — ist ja doch Vertrag im ßechts- 
sinne auch das ganz formlose üebereinkommen. Näher: es handelt 
sich um einen Vertrag über Leistung von Arbeit, und zwar in den 
weitaus meisten Fällen um einen entgeltlichen Vertrag: der Ver- 
pflichtung des Arztes zur Leistung seiner ärztlichen Dienste steht 
gewöhnlich eine Verpflichtung des Kranken zur Leistuog einer Ver- 
gütung gegenüber. Genaueres über diese Vergütuog findet sich 
in § 612 und 631 BGB. Nun besitzt unser Gesetzbuch keinen ein- 
heitlichen Begriff und kein einheitliches Recht des Arbeitsvertrages, 
es kennt vielmehr nur besondere Arten, die rechtlich verschieden 
ausgestaltet sind. Insbesondere unterscheidet es als entgeltliche 
Arbeitsverträge den Dienstvertrag und den Werkvertrag. Daß der 
Vertrag des Arztes nur ganz ausnahmsweise unter den Typus des 
Werkvertrages, vielmehr fast immer unter den des Dienstvertrages 
fällt, ist heute in Theorie und Praxis anerkannt; ein echter Werk- 
vertrag läge vor, wenn der Arzt nach dem Inhalte des Vertrages 
etwa nur für den Fall einer erfolgreichen Behandlung ein bestimmtes 



1) Der erste und zweite Abschnitt dieser Abhandlung geben den Inhalt eines im 
Aerztlichen Verein zu Bonn am 6. Dezember 1906 gehaltenen Vortrags wieder. Der 
dritte, die Qesetzesvorschläge behandelnde Abschnitt ist neu hinzugefügt 
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Honorar zu fordern berechtigt sein sollte, bei erfolgloser Behand- 
lung hingegen nichts, aber ein solcher Vertragsinhalt wird sehr 
selten sein. Die Unterstellung unter den Beg:riff des Dienstver- 
trages ist praktisch bedeutsam, denn vom Dienstvertrag gelten 
eigentümliche rechtliche Sätze, die vom Werkvertrag nicht gelten. 
Am wichtigsten ist der Eechtssatz, daß beim Dienstvertrag jede 
Partei, in unserem Falle also der Arzt sowohl wie der Kranke, ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist das Vertragsverhältnis kündigen 
kann, worüber § 627 BGB. genauere Auskunft gibt. Ohne dieses 
Kündigungsrecht würde der Stellung des Arztes die Freiheit und 
Würde mangeln, deren sie bedarf. Selbstverständlich ist dabei übri- 
gens, daß der Arzt seine Dienste nicht mit plötzlicher Kündigung 
in einer Weise einstellen darf, die den Kranken gefährdet; wollte 
er z. B. eine unvollendete Operation abbrechen, so würde er, wenn 
dem Kranken daraus ein Schade erwächst, haftbar sein. 

Solange das Vertragsverhältnis besteht, folgt aus ihm, daß der 
Arzt den Regeln der ärztlichen Kunst gemäß handeln muß. Er 
haftet dabei, wie jeder Schuldner in einem Vertrage, nicht nur, 
was selbstverständlich ist, für Vorsatz, sondern auch für Fahrlässig- 
keit. Was Vorsatz ist, bedarf hier keiner Erklärung; der Fall, daß 
der Arzt vorsätzlich eine schädliche ärztliche Behandlung vor- 
nimmt, etwa — ein wirklich vorgekommener Fall — um durch längere 
Dauer der Behandlung ein größeres Honorar zu erhalten, ist ja auch 
glücklicherweise sehr selten. Von größter Wichtigkeit aber ist die 
Haftung für Fahrlässigkeit. Das Gesetzbuch versteht unter Fahr- 
lässigkeit „die Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorg- 
falt**, aber mit dieser Begriffsbestimnrang ist sehr wenig geholfen. 
Die Anforderungen an den einzelnen sind vielmehr je nach den 
konkreten Verhältnissen verschieden, insbesondere müssen sie für 
jede einzelne Berufsart nach deren eigentümlicher Natur und nach 
den für sie maßgebenden Anschauungen gesondert bestimmt werden. 
In der Ausübung eines Berufs, eines Gewerbes u. s. w. handelt fahr- 
lässig, wer nicht tut, was ein ordentlicher Mann dieses Berufes hätte 
tun müssen, oder tut, was ein ordentlicher Mann dieses Berufes 
nicht hätte tun dürfen; so sprechen denn unsere Gesetze vom 
ordentlichen Geschäftsmann und ordentlichen Kaufmann, vom ordent- 
lichen Schiffer und vom ordentlichen Frachtführer, und so dürfen 
wir auch weiter von einem ordentlichen Kutscher und Koch, einem 
ordentlichen Schneider und Goldschmied, und so auch von einem 
ordentlichen Anwalt und Arzt sprechen, und zwar müssen als 
maßgebende Anschauungen in erster Linie die der Berufsgenossen 
in Betracht kommen. Gewiß: wenn einmal durch die Beweis- 
aufnahme feststeht, was tatsächlich geschehen oder unterlassen ist, 
so ist es der Richter, der zu ermessen hat, ob dieses Verfahren der 
erforderten Sorgfalt entsprach oder nicht, aber der Richter soll 
hierbei auf das Urteil des Sachverständigen hören, und sachverständig 
sind in erster Linie die Berufsgenossen. Das bezieht sich nicht 
bloß auf den ärztlichen, das bezieht sich auf alle Berufe. Leicht 
wird man hierbei, wie ich meine, einer Verschiedenheit in der 
Beurteilung durch den Laien und den Fachmann begegnen. Einmal 
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kann es wohl vorkommen — ich habe wenigRtens diese Erfahmng 
gemacht — , daß der Laie, weil er in die ursächliche Verknüpfung 
der Tatsachen nicht so scharf hineinsieht, ohne weiteres dort von 
einem bloßen Unglück spricht, wo der Kenner ein Versehen ver- 
mutet; noch häufiger aber findet sich das Umgekehrte; der Laie 
wird geneigt sein, wenn ihm nicht besondere entschuldigende Um- 
stände auch äußerlich klar entgegentreten, nach dem Erfolg zu 
urteilen und zu schließen: war der Erfolg schlecht, so muß etwas 
versäumt, so muß fahrlässig gehandelt sein — während der Fach* 
mann besser ermißt, von wie zahllosen Einzelbedingungen der 
schließliche günstige Erfolg abhängig ist und wie unmöglich es bei 
dem Maß menschlicher Kräfte bleibt, überall das Richtige zu tun 
und alles zu vermeiden und abzuhalten, was den Erfolg gefährdet. 
Die Zeitungen berichteten neulich von einer Entscheidung des 
Landgerichts in Leipzig und des Oberlandesgerichts in Dresden, 
welche unter den Nichtärzten einige Beunruhigung hervorgerufen 
hat. Bei einer unter Beihilfe eines zweiten Arztes und einer 
Krankenschwester vorgenommenen Operation an der Brust einer 
Frau hatte der Arzt in der Wunde drei Mullstreifen, je 10 bis 14 cm 
lang und 1 — 1'/, cm breit, zurückgelassen. Eine sich daraufhin ein- 
stellende Eiterung hatte eine nochmalige Operation notwendig ge- 
macht, eine dauernde Schädigung war infolgedessen zurückgeblieben. 
Die beiden genannten Gerichte haben nach Anhörung sachverständiger 
Gutachter verneint, daß eine Fahrlässigkeit vorliege. Der Laie, 
der die Einzelheiten des operativen Verfahrens nicht kennt, und 
infolgedessen auch die Schwierigkeiten, die für den Arzt vorliegen, 
zu unterschätzen geneigt sein mag, wird hier, wie ich glaube, von 
vornherein die Fahrlässigkeit bejahen, aber nicht Empfindung und 
Urteil des Laien, sondern der guten, sorgfältigen und umsichtigen 
Aerzte — nicht der Genies unter ihnen, aber auch nicht der leicht- 
• sinnigen und sorglosen, sondern des Durchschnitts der brauchbaren 
und tüchtigen — sind hier maßgebend. Uebrigens wird es im eigenen 
Interesse der Aerzte liegen, wenn der Maßstab der Anforderung an 
sie recht hoch genommen wird, damit das Ansehen des Standes 
und das Vertrauen zu ihm wachse, und die Gerichte werden gut 
tun, durch ihre Rechtsprechung diese Tendenz zu unterstützen. Es 
wäre nun eine verlockende Aufgabe, an der Hand der mannigfachen 
vorliegenden Entscheidungen den Inhalt dessen, was man als Fahr- 
läSiiigkeit des Arztes anzusehen hat, nach allen Richtungen hin 
näher auseinanderzusetzen. Aber ich unterlasse es, da andere, 
gerade jetzt die Interessen der Aerzte besonders stark bewegende 
Fragen die mir zugemessene Zeit in Anspruch nehmen; einiges zur 
Vervollständigung oder Anwendung des Gesagten wird sogleich noch 
vorgebracht werden. 

Hat — das ist das Ergebnis des soeben Dargelegten — der 
Arzt in ira^end einer Weise fahrlässig, also unter Außerachtlassung 
der Regeln ärztlicher Kunst, wie sie durch den heutigen Stand der 
ärztlichen Wi^senschaft gegeben sind, gehandelt, so ist er verant- 
wortlich — natürlich, sofern der Kranke körperlich beschädigt ist; 
denn wenn durch ein glückliches Zusammentreffen ^er Umstände 
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die fahrlässige Behandlung doch zu gutem Erfolge gekommeu ist, 
fällt natürlich auch die Verantwortlichkeit fort — es gibt keinen 
«Versuch der Fahrlässigkeit*! Liegt aber der schädliche Erfolg 
vor, so tritt sowohl strafrechtlich eine Haftung des Arztes für 
Körperverletzung, als auch zivilrechtlich eine. Haftung auf den 
Schadensersatz ein. Aus diesem Rechtssatz heraus muß auch, wie 
ich beiläufig bemerke, die Bekämpfung der Kurpfuscherei geführt 
werden, nicht hingegen meines Erachtens aus einer gegen sie zu 
richtenden lex specialis. Der Kurpfuscher wird eben deshalb haf- 
ten, weil er die Regeln der ärztlichen Kunst, so wie sie die heutige 
ärztliche Wissenschaft darbietet, nicht anwendet, und darin liegt 
dann das Verschulden, für das er aufkommen muß, mag er auch 
nach dem Maße seiner eigenen Einsicht richtig und mit möglichster 
Sorgfalt gehandelt haben; denn ein Verschulden liegt schon darin, 
sich einer Tätigkeit zu unterziehen, für die man, wie man wissen 
sollte, die nötige Vorbildung oder Fähigkeit nicht besitzt. 

Hat hingegen der Arzt mit voller Sorgfalt gehandelt, so ist er 
für den etwaigen schädlichen Erfolg nicht verantwortlich, weder 
wenn die Behandlung mißlingt, noch wenn sich neben dem beab- 
sichtigten und wirklich erzielten Heilerfolg oder infolge dieses Heil- 
erfolges noch andere schädliche Folgen einstellen, was ja so 
unendlich häufig der Fall ist. Denn der Arzt war durch die Ein- 
willigung des Patienten berechtigt, die Behandlung vorzunehmen, 
und er hat bei Ausführung seiner Obliegenheit vorwurfsfrei gehan- 
delt: das genügt. 

Nur muß man hier vorsichtig in der Schlußfolgerung sein. Wird 
die Berechtigung des Arztes, die ärztliche Handlung vorzunehmen, 
aus der Einwilligung des Patienten hergeleitet, so geht sie auch 
nur so weit, wie die Einwilligung reicht, und durchaus nicht weiter. 
Gibt der Kranke in dem Glauben an die Nützlichkeit der Maß- 
nahme seine Einwilligung zu einer bestimmten Behandlung, so hat 
er damit noch keineswegs auch in den schädlichen Erfolg einge- 
willigt, der etwa bei Mißlingen der Behandlung auch ohne Schuld 
des Arztes eintritt, oder der neben dem gewollten Heilerfolg oder 
infolge des Heilerfolges sich noch einstellt. Der Arzt tut also, um 
seine Verantwortlichkeit jedenfalls auszuschließen, gut, den Kran- 
ken, wenn der Heilerfolg zweifelhaft ist oder wenn schädliche Folgen 
anstatt oder neben oder nach dem erstrebten Heilerfolg zu befürch- 
ten sind, hierüber aufzuklären. Ja, in wichtigen Fällen empfiehlt 
es sich sogar, eine schriftliche Zustimmung des Patienten einzu- 
holen, was, soviel ich weiß, auch manche Operateure tun. Hier 
entstehen kasuistische Schwierigkeiten. Wieweit ist der Arzt ver- 
pflichtet, den Kranken aufzuklären? Das ist nach vernünftigen 
Lebensanschauungen zu beantworten. Es genügt, wenn der Kranke 
weiß oder erfährt, daß der Erfolg nicht absolut sicher ist; eine all- 
gemeine Bemerkung des Arztes, wie z. B. die, daß für den Erfolg 
niemand garantieren könne, wird hier genügen, und ebenso genügt 
es, wenn der Kranke nur im allgemeinen weiß oder durch den Arzt 
erfährt, daß die vorzunehmende Behandlung schädliche Neben- oder 
Nacherfolge l^aben wird oder haben kann: willigt er dann in die^ 
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BehaadluDg ein, so willigt er damit auch in diese möglichen Neben-, 
oder Nacherfolge ein. 

Es ist bisher immer von der durch den Vertrag zwischen Arzt 
«md Kranken erteilten Einwilligung die Rede gewesen, als von der- 
Tatsache, die dem Arzt das Recht zum Eingreifen verleiht. Dabei 
ist nun natürlich zu erfordern, daß der Vertrag überhaupt gültig ist. 
Es versteht sich zunächst von selbst, daß der Vertrag mit dem Elranken 
•selber geschlossen sein muß, d. h. daß es der Kranke selber sein 
muß, der eingewilligt hat. Vertrag mit einem Dritten genügt nur,, 
wenn dieser Dritte eine bestimmte Macht über den Kranken hat; 
Ersucht z. B. die Dienstherrschaft den Arzt um Behandlung des 
Dienstboten, so erhält der Arzt dadurch dem Dienstboten gegenüber 
noch kein Recht zur ärztlichen Behandlung, der Dienstbote selbst 
muß seine Einwilligung geben. 

In Betracht kommen femer die Regeln über Geschäftsfähig- 
keit. Mit einem Kind unter sieben Jahren oder einem, der im 
Sinne des Gesetzes geisteskrank ist, mag er auch nicht entmündigt 
sein, oder mit jemandem, der wegen Geisteskrankheit entmündigt 
ist, mag er in Wahrheit auch gesund sein, läßt sich überhaupt kein 
Vertrag schließen, ebensowenig wie mit jemandem, der momentan, 
z. B. durch Fieberdelirium oder Trunkenheit willensunfähig ist. Für 
den Geschäftsimfähigen tritt vielmehr der Vater oder, wo dieser 
fehlt, die Mutter, oder mangels der Eltern der Vormund ein — in. 
seinem schrecklich grauen Deutsch spricht das Gesetz hier vom „ge- 
-setzlichen Vertreter". Mit diesem „gesetzlichen Vertreter* muß* 
also der Arzt den Vertrag schließen, ein Vertrag mit dem Geschäfts- 
unfähigen selbst ist nuU und nichtig. Von der Geschäftsfähigkeit 
unterscheidet unser Gesetz die Beschränkung in der Geschäftsfähig- 
keit, wie sie besonders bei den Minderjährigen, dann aber auch bei 
den wegen Verschwendung, Trunksucht oder Geistesschwäche ent- 
mündigten Personen und denjenigen vorliegt, die wegen schwebenden 
Entmündigungsverfahrens unter vorläufige Vormundschaft gestellt 
sind. Hier bedarf der Vertrag, der mit dem Minderjährigen u. s. w. 
selbst geschlossen ist, der vorherigen Einwilligung oder nachherigen 
<3renehmigung des gesetzlichen Vertreters, sonst ist er wiederum 
unwirksam; es genügt aber auch ein mit dem Vertreter allein ge- 
schlossener Vertrag. 

Ein weiteres Erfordernis jedes Vertrages ist, daß er in- 
haltlich erlaubt sein muß, insbesondere ist hier zu erwägen, ob 
er nicht gegen die guten Sitten verstoße (§ 138 BGB.). Dies 
muß auch für den Vertrag zwischen Arzt und Kranken gelten: 
nicht alles kann der Patient dem Arzt erlauben, nicht alles also, 
^as der Arzt innerhalb der Grenzen ärztlicher Kunst an dem Pa- 
tienten vornimmt, wird durch die Einwilligung des Kranken ge- 
rechtfertigt. Es kommt hier auf den Zweck an, der verfolgt wird.. 
•Gerechtfertigt wird durch die Einwilligung des Kranken jede Maß- 
nahme des Arztes, die vorgenommen wird zur Heilung von einer 
Krankheit oder auch nur zu ihrer Verlangsamung, zur Milderung von 
^Schmerzen, zur Verbesserung einer Unannehmlichkeit (z. B. gewisse 
Bruchoperationen), zur Verschönerung (z* B.- rhinoplastische Ope^- 
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raüosen), ferner auch zur Unterstützung eines naturlichen Pro^ 
zesses (z. B. bei der Entbindung), zur Verhütung einer möglichen 
schwereren Erkrankung (z. B. Impfung), endlich auch nur zur Ge- 
winnung einer Diagnose. Anders hingegen steht es bei sonstigen 
Zwecken. Gewisse Zwecke zeigen hier sofort, daß die Einwilligung 
nicht gegeben werden darf, daJÖ der Arzt also, trotz der Einwilli- 
gung, widerrechtlich handelt — man denke nur an eine Operation 
zum Zwecke der Verstümmelung einer Person, die sich der Wehr- 
pflicht entziehen will, oder an Unfruchtbarmachung einer gesunden 
Frau, die Konzeptionen zu vermeiden wünscht. Schwierig ist die 
Frage bei ärztlichen Maßnahmen zu Versuchszwecken. Hier wird es 
auf die Größe des Eingriffs ankommen: die Einwilligung der Ver- 
suchsperson zur Entnahme von Blutproben z. B. ist durchaus gültig, 
eine Einimpfung von Stoffen hingegen zum Studium einer be- 
stimmten, nicht bloß ganz vorübergehenden und leichten Infektioa 
würde trotz Einwilligung unerlaubt sein. 

IL Handeln oline Einwilligang. 

Aber mit diesen Erörterungen bin ich bereits bei der inter- 
essanteren Gruppe von Fällen angelangt, den Fällen nämlich, wo 
der Arzt ohne Einwilligung des Kranken handelt. Wie man nun- 
mehr sieht, stehen sich hier zunächst die Fälle vollkommen gleich, 
wo überhaupt auch äußerlich genommen kein Vertrag vorliegt, der 
dem Arzt das Recht zu gerade dieser Behandlung gäbe, wo der 
Arzt vielmehr sogar ohne den Anschein einer Einwilligung dessen, 
der die Einwilligung zu geben berechtigt ist, handelt; und die 
anderen Fälle, wo zwar ein Vertrag vorliegt, dieser Vertrag aber 
aus einem der angegebenen Gründe nichtig ist. Wiederum tritt die 
Frage nach der Haftung des Arztes auf. Von grundlegender Be- 
deutung für alles folgende ist nun aber das genaue Verständnis der 
Fragestellung. Einmal kommt die Haftung des Arztes, genau so 
wie bei den früher besprochenen Fällen, dann und deshalb in Frage^ 
wenn und weil er vorsätzlich oder fahrlässig schädliche Maßnahmen 
getroffen hat. Selbstverständlich ist, daß er dann gerade so haftet, als 
wenn er durch Vertrag die ärztliche Behandlung übernommen hätte ^ 
seine Haftung kann ja, wie man sofort begreift (von ganz besonderen 
Fällen abgesehen, §680 B.G.B.!), dadurch nicht milder werden, daß 
er ungerufen eingegriffen hat; hierüber ist also nichts Weiteres zu 
sagen. Daneben tritt nun aber die ganz andere, neue Frage, wie- 
weit er lediglich wegen seines Eingreifens selbst haftet, mag seine 
Behandlung auch den bezweckten Erfolg gehabt haben, wieweit er 
also deswegen haftet, weil er eben ohne Willen des anderen auf 
dessen Körper eingewirkt hat. Von einer Haftung könnte hier nur 
aus dem Grunde die Rede sein, weil, und darum auch nur dann,, 
wenn in diesem Eingreifen eine unerlaubte Handlung (wie die Ju- 
risten sagen: ein „Delikt") liegt. Die Frage läßt sich also dahin 
stellen: begeht ein Arzt mit dem Eingreifen ohne Einwilligung des 
anderen eine unerlaubte Handlung, ein Delikt? und zwar teilt sich 
diese Frage wiederum: begeht er eine strafbare Handlung? und,. 
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onabhäiigig davon : begeht er eine zum Schadensersatz verpflichtende 
Handlung? 

Daß wegen der eigenmächtigen Handlung des Arztes eine Be- 
strafung wenigstens in Frage kommen kann, bedarf keiner wei- 
teren Erläuterung. Wohl aber wird man stutzen, wenn man auch 
von einer Schadensersatzverpflichtung reden hört. Man wird 
sofort entgegenhalten, wenn die Behandlung, insbesondere die 
Operation gelungen sei, liege ja auch kein Schade vor. Indes ein- 
mal handelt es sich nicht bloß um Fälle, wo die Operation gelingt, 
die Sachlage kann ja doch auch die sein, daß die Operation ohne 
irgend eine Schuld des Arztes mißlingt und so eine Schädigung des 
Patienten im Grefolge hat. Wir haben vorher gesehen, daß der 
Arzt dann, sofern er mit Einwilligung des Patienten gehandelt hat, 
jeder Haftung völlig frei ist, also auch den Schaden, den der Elranke 
durch die Operation erlitten hat, nicht zu ersetzen braucht. Nun 
ist es aber feststehenden Rechtens, daß dann, wenn eine Handlung 
selbst schon verboten ist, also ein Delikt darstellt, der Handelnde 
auch für allen ganz zufällig sich anschließenden oder begleitenden 
Schaden zu haften hat (BGB. § 823). Daraus folgt: wenn die ohne 
Einwilligung des Kranken vorgenommene Operation mißlingt, so 
würde der Arzt, falls in der üebemahme der Behandlung selbst 
bereits ein Delikt liegt, für allen Schaden, der dem Kranken aus 
dem Mißlingen der Operation erwächst, zu haften haben, selbst 
wenn ihn nicht die leiseste Schuld an dem Mißlingen trifft. 

Sodann aber kann, auch wenn die Behandlung gelingft, doch 
noch ein Schade entstehen und darum ein Schadensersatz in Frage 
kommen: der Behandelte hat Kurkosten zu zahlen, ihm entgeht 
während des durch die Behandlung notwendig gewordenen Kranken- 
lagers Arbeitsverdienst, mit der gelingenden Operation sind Neben- 
folgen verknüpft, die auch einen Vermögensschaden für den Ope- 
rierten mit sich bringen, es bleibt z. B. eine unvermeidliche Steif- 
heit des Armes, an dem operiert ist, zurück, und dadurch wird die 
Arbeitsfähigkeit des Operierten gemindert. Dieser unzweifelhafte 
Vermögensschade wird nun freilich in den weitaus meisten Fällen 
deshalb nicht in Betracht kommen, weil er entweder auch ohne das 
Eingreifen des Arztes in anderer Weise entstanden wäre — der 
Kranke hätte ohne die Operation, durch welche die Steifheit des 
Armes verursacht ist, den Arm überhaupt verloren — , oder weil 
er durch größeren Gewinn aus späterer verbesserter Arbeitsfähig- 
keit aufgewogen wird. Indes es gibt ja Behandlungen, insbesondere 
Operationen, genug, welche die Arbeitsfähigkeit nicht zu erhalten 
oder zu erhöhen bestimmt sind, sondern etwa nur eine Unbequem- 
lichkeit oder einen Schönheitsfehler beseitigen sollen: %der ent- 
stehen durch die Behandlung Kosten für den Behandelten, oder es 
entgeht ihm Verdienst, ohne daß dieser Schade durch größeren 
Gewinn späterer Zeit wieder aufgewogen würde. Wenn die üeber- 
nahme der Behandlung durch den Arzt ein Delikt ist, so muß auch 
für diesen Schaden gehaftet werden. Endlich kommt drittens noch 
in allen Fällen, mag die Operation gelungen oder mißlungen sein 
der Schade in Betracht, von dem BGB. § 847 redet: es heißt hier, 

Zi 2 
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daß im Falle der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit so- 
wie im Falle der Freiheitsentziehung der Verletzte auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermögensschade ist, eine billige Entschä- 
digung in Geld verlangen kann; für unseren Fall bezieht sich das 
in erster Linie auf eine Entschädigung für die ausgestandenen 
Schmerzen. Und wieder ist zu sagen: liegt in der Behandlung ein 
Delikt, so muß auch dieses Schmerzensgeld gezahlt werden. 

Ich kann die Frage demnach, noch einmal zusammenfassend, 
dahin stellen: wieweit macht sich der Arzt dadurch, daß er ohne 
gültige Einwilligung des Patienten eine Behandlung übernimmt, straf- 
bar and schadensersatzpflichtig? Um die Antwort zu finden, kann 
ich es nicht umgehen, etwas weiter auszuholen und zuerst das Wesen 
der unerlaubten Handlung darzulegen. Strafrecht und bürgerliches 
Recht stimmen hier in der Hauptsache überein, das heißt, die Vor- 
aussetzungen, unter denen eine bestimmte Handlung als unerlaubte 
Schadensersatz- oder Straf folgen nach sich zieht, sind die gleichen. 
Abgesehen davon, daß der, welcher haften soll, bei der Tat zu- 
rechnungsfähig gewesen sein muß — der Geisteskranke kann nicht 
zur Verantwortung gezogen werden — , unterscheiden wir einen ob* 
jektiven und einen subjektiven Tatbestand, die beide verwirklicht 
sein müssen; einen objektiven: es muß, rein äußerlich genommen, 
durch eine Handlung dessen, der haften soll, dieser bestimmte Er- 
folg verursacht worden sein, und zwar muß dieses Verhalten des 
Täters objektiv rechtswidrig, verboten gewesen sein: und einen 
subjektiven: das seelische Verhalten des Täters hierbei muß als 
Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) zu beurteilen sein. Wenn 
ich soeben sagte, daß das Verhalten des Täters objektiv rechts- 
widrig, verboten gewesen sein müsse, so bedarf das einer näheren 
Erläuterung. Es gibt keinen allgemeinen Begriff der verbotenen 
Handlung, d. h. kein allgemein zutreffendes Merkmal, nach dem 
man bei jeder einzelnen Handlung entscheiden könnte, ob sie straf- 
bar und schadensersatzpflichtig macht oder nicht, vielmehr muß ein 
besonderes Verbot gerade einer solchen Handlung bestehen, Scha- 
densersatz oder Strafe müssen von vornherein für den Fall einer 
solchen Handlung angedroht gewesen sein. Dies ist namentlich für 
das Straf recht bedeutungsvoll; eine Tat mag noch so sehr ethisch ver- 
dammungswürdig und sozial gefährlich sein: fällt sie nicht unter 
einen der Handlungstatbestände, die im Gesetz vorher mit Strafe 
bedroht sind, so kann der Täter auch nicht bestraft werden. Man 
pflegt das mit dem Satz auszudrücken ,nulla poena sine lege*; dieser 
Satz bildet ein Bollwerk der bürgerlichen Freiheit gegen Mißbrauch 
der staatlichen Strafgewalt in erregten Zeiten. Selbst wenn nun 
aber eine solche Handlung im allgemeinen verboten ist, so kann 
doch die Rechtswidrigkeit durch die besonderen Umstände des 
Falles ausgeschlossen gewesen sein: solchen Ausschlußgrund stellt 
z. B. die Notwehr und stellt ebenso die gültige Einwilligung des 
Verletzten dar, von der ich vorhin gesprochen habe. Und ebenso 
gibt es noch andere Gründe des Ausschlusses. Wenn beispielsweise 
ein Vater sein Kind züchtigt, so liegt darin unzweifelhaft eine 
körperliche Mißhandlung; der Vater macht sich aber nicht haftbar, 
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weil er in AnsübuDg seines Erziebungsrechts handelt. Erfordert ist 
also zum objektiven Tatbestande des Delikts einmal, daß eine 
solche Handlung, wie sie begangen wurde, allgemein verboten ist, 
und zweitens, daß auch nicht besondere Umstände vorgelegen haben, 
durch welche die an sich vorhandene Bechtswidrigkeit dieser Hand- 
lung in dem gegebenen Falle ausgeschlossen war. 

Ebenso gehört nun auch zum subjektiven Tatbestande, also 
zum Verschulden, daß der Täter sich der Rechtswidrigkeit seines 
Tuns bewußt war oder hätte bewußt sein müssen, wir nennen das 
im Gegensatz gegen die objektive Rechtswidrigkeit das Erfordernis 
der „subjektiven Rechtswidrigkeit*'. Das heißt genauer: Verschulden 
liegt nicht vor, wenn der Täter kraft eines entschuldbaren Irrtums 
über die vorliegenden Tatumstände annimmt, daß seine Handlung 
überhaupt nicht rechtswidrig sei — er vernichtet z. B. eine fremde 
Sache in dem Grlauben, sie sei seine eigene — , oder wenn er, ebenso 
entschuldbar irrend, besondere Tatumstände sds vorhanden annimmt, 
die, wenn sie wirklich vorhanden wären, allerdings die Rechts- 
widrigkeit seiner Tat ausschließen würden — er glaubt sich z. B. 
in Notwehr zu befinden. 

Alle die hier besprochenen objektiven und subjektiven Voraus- 
setzungen müssen zusammentreffen, damit die Haftung des Handeln- 
den bejaht werden könne; fehlt auch nur eine einzige, so ist die 
Haftung ausgeschlossen. 

Nach diesen allgemeinen Erörterungen konmie ich auf unseren 
besonderen Fall zurück: wie steht es mit dem unberechtigten Ein- 
greifen des Arztes zwecks Heilung? Der Tatbestand ist zunächst 
soweit klar: der Arzt, den wir natürlich als zurechnungsfähig 
denken, nimmt einen Eingriff an dem Kranken zwecks Heilung vor ; 
das, was er tut, tut er willentlich, es versteht sich also von selbst, 
daß er in diesem Sinne vorsätzlich handelt; objektiv fehlt die Ein- 
willigung des Patienten, durch welche die Rechtswidrigkeit der 
Handlung jedenfalls ausgeschlossen wäre. Um für die Frage, ob 
hier eine Haftung eintritt, klares Feld vor mir zu haben, denke ich 
den Fall zunächst in seiner extremsten und darum einfachsten Ge- 
stalt, nämlich so: 

1. Der Arzt weiß, daß eine gültige Einwilligung fehlt und daß 
er im Widerspruch gegen den Willen des Patienten (oder des son- 
stigen Einwilligungsberechtigten) handelt. Dahin gehörige Fälle 
sind : der Arzt überwältigt den Patienten körperlich und nimmt trotz 
seinem Widerspruch die Behandlung vor, oder er macht ihn unver- 
sehens bewußtlos und operiert dann, oder er macht ihn mit seinem 
Willen bewußtlos und nimmt dann statt der angekündigten eine 
andere Operation vor, welche der Patient verboten hat — und 
diesem wirklichen Verbot muß es völlig gleichstehen, wenn der 
Patient an die Möglichkeit der Operation garnicht gedacht und sie 
deshalb auch nicht verboten hat, sie aber, wie der Arzt weiß, ver- 
boten haben würde. Von einem eigentlichen „Widerspruch gegen 
den wahren Willen* des Kranken (man drückt dies öfters so aus) 
ist hier kaum zu sprechen, aber daß beide Fälle gleich zu be- 
handeln sind, bedarf wohl keiner näheren Begründung. Ich er- 

2* 
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innere hier an das, was der Fürst Bismarck im letzten Kapitel 
seiner Gedanken und Erinnerungen vom Kaiser Friedrich erzählt: 
„Die behandelnden Aerzte waren Ende Mai 1887 entschlossen, den 
Kronprinzen bewußtlos zu machen und die Exstirpation des Kehl- 
kopfes auszuführen, ohne ihm ihre Absicht angekündigt zu haben. 
Ich erhob Einspruch, verlangte, daß nicht ohne die Einwilligung 
des Patienten vorgegangen und, da es sich um den Thronfolger 
handle, auch die Zustimmung des Familienhauptes eingeholt werde. 
Der Kaiser, durch mich unterrichtet, verbot, die Operation ohne 
Einwilligung seines Sohnes vorzunehmen.^ 

Der subjektive Tatbestand ist in allen solchen Fällen, wie man 
sofort sieht, voll gegeben: der Arzt handelt willentlich und wissent- 
lich. Es kann sich also nur noch fragen, ob das Verhalten des 
Arztes objektiv rechtswidrig ist oder nicht. Ich stelle die Frage 
zunächst nur in dem Sinne: ist das Handeln des Arztes an sich 
rechtswidrig, von besonderen Gründen, welche etwa die ßechts- 
widrigkeit im konkreten Falle ausschließen möchten, abgesehen? 

Daß eine solche eigenmächtige Handlungsweise des Arztes zu 
mißbilligen ist, darüber kann, glaube ich, kein Zweifel obwalten; haft- 
bar aber macht sie den Arzt doch nur dann, wenn sie unter einen 
der bestehenden Deliktsbegriffe fällt. In Betracht kommen hier 
nur Körperverletzung und Freiheitsverletzung. Ob das eigenmäch- 
tige Eingreifen des Arztes eine Körperverletzung im Sinne des 
Gesetzes ist, das ist die so viel besprochene imd neuerdings von 
den Aerztekammem eingehend, ja leidenschaftlich verhandelte 
Frage. Leugnet man die Körperverletzung, so muß man jedenfalls 
zugeben, daß doch ein Eingreifen in die Persönlichkeitssphäre de^ 
anderen, und zwar ein Eingreifen in das Rechtsgut der Freiheit vor- 
liegt. Hier sind nun aber Privat- und Straf recht verschieden zu be- 
handeln. 

Für das Privatrecht ist die Frage, ob wir in dem Verhalten des 
Arztes eine Körperverletzung oder eine Freiheitsverletzung zu sehen 
haben, praktisch gleichgültig, denn beide stehen sich ihrer recht- 
lichen Behandlung nach vollkommen gleich. Der Absatz 1 des § 823 
BGB. lautet: »Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Kör^ 
per, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges 
Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum 
Ersätze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.** Es macht 
also praktisch nichts aus, wie man die Tat im einzelnen auffaßt; 
theoretisch ist die Sachlage meines Erachtens diese: sieht man auf 
den durch das Handeln des Arztes hergestellten ersten Erfolg, so 
liegt eine Verletzung des Körpers allerdings vor — das Wort Körper- 
verletzung selbst enthält ja noch keinerlei Mißbilligung; der Arzt 
muß eben den Körper verletzen, um ihn zu heilen! — ; sieht man 
aber auf den Schlußerfolg des Ganzen, der bezweckt ist, so lie^ 
eine Körperverletzung nicht vor. 

Anders hingegen verhält es sich für das Strafrecht, denn hier 
stehen sich Körperverletzung und Freiheits Verletzung in ihren recht- 
lichen Folgen keineswegs gleich. Zunächst die Körperverletzung. 
Das Strafgesetzbuch stellt sie nicht schlechthin als einen Straftat- 
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bestand auf, sondern betrachtet als strafbare Körperverletzung nur 
die »Mißhandlung" und die „Beschädigung an der Gresundheit*. 
Gegen die Anwendung dieser Begriffe im Falle sachgemäßer ärzt- 
licher Behandlung sträubt sich aber das Gefühl. Ich gebe durchaus 
zu, daß die allgemeine Auffassung der Gebildeten bei «Gesundheits- 
beschädigung" an den schließlichen Enderfolg denkt und unter 
„Mißhandeln" ein nach Inhalt oder Zweck verkehrtes Handeln ver- 
steht. Freilich: der bloße Zweck der Heilung genügt auch der all- 
gemeinen Verkehrsauffassung nach noch nicht, um einer Handlung 
den Charakter der Mißhandlung zu nehmen — ich erinnere nur an 
den bekannten E^seler Fall, wo der Arzt eine Hysterische, um sie 
zu heilen, peitschte. Unzweifelhaft lag hier eine Mißhandlung zum 
Zwecke der Heilung vor. Aber als Mißhandlung wird eine solche 
ärztliche Maßnahme doch eben nur deshalb angesehen, weil das ge- 
brauchte Mittel, vom Standpunkte ärztlicher Kunst aus, wenn auch 
vielleicht wirksam, so doch unangemessen war. Gerade aus dieser, 
ich möchte sagen. Volksauf fassung dessen, was Körperverletzung 
ist, nährt sich der lebhafte Widerstand, den die ganze ärztliche 
Welt der Anwendung des Begriffes in den Fällen angemessener 
ärztlicher Behandlung entgegensetzt. 

Ich muß hier nur noch auf einen Punkt mit besonderer Be- 
tonung hinweisen. Leugnet man das Zutreffen des Begriffs der 
Körperverletzung überall da, wo sachgemäße Heilbehandlung vor- 
liegt, so ist die Folgerung unausweichlich, daß auch der Nichtarzt, 
insbesondere der Kurpfuscher, mit einer etwaigen eigenmächtigen 
Behandlung des Kranken, sofern nur diese Behandlung in ihrem 
letzten Erfolge den Kranken nicht schädigt, keine Körperverletzung 
begeht. Die Approbation des Arztes kann, wie ja doch auf der 
Hand liegt, den objektiven Charakter seiner Handlung nicht ändern. 
Ob diese Folgerung von allen, die so lebhaft gegen die Anwendung 
des Körper Verletzungsbegriffs protestieren, überlegt ist, daran darf 
gezweifelt werden. 

Angenommen, es läge keine Körperverletzung vor, dann kommt 
Freiheitsverletzung in Betracht. Hier ist nun bedeutungsvoll, 
daß das Strafgesetzbuch, anders als das Bürgerliche Gesetzbuch, 
ein allgemeines Verbot der Freiheitsverletzung nicht kennt, wie ihm 
überhaupt dieser allgemeine Begriff fehlt; es gibt nur besondere, 
streng umgrenzte Verbote, und von diesen kann höchstens das Verbot 
der Nötigung in Betracht kommen. Nötigung im Sinne des Straf rechts 
(StGB. § 240) liegt vor, wenn jemand einen anderen „durch Gewalt 
oder durch Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt". Auf unseren 
Fall könnte davon höchstens passen die Nötigung durch Gewalt zur 
Duldimg der ärztlichen Bahandlung. Wenn der Arzt den Kranken, 
um ihn zu operieren, körperlich überwältigt oder ihn gegen seinen 
Willen bewußtlos macht, so liegt unzweifelhaft Nötigung vor. Wenn 
er hingegen an einem, den er mit seiner Einwilligung bewußtlos 
gemacht hat, oder den er bereits in bewußtlosem Zustande findet, 
eine Operation vornimmt, von der er weiß, daß der andere sie ver- 
boten haben würde, so ist das Zutreffen des Begriffs der Nötigung 
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zweifelhaft ; die Jurisprudenz ist hier geteilter Meinung. In einer 
kleinen norddeutschen Universitätsstadt hatten Studenten einmal 
mit einem Nachtwächter gezecht und den. Mann, nachdem er im 
Rausch selig entschlummert war, durch die stillen Gassen in den 
Blumengarten vor die Veranda einer hübschen Witwe getragen, da- 
mit er dort seinen Rausch ausschliefe. Die Szene am Morgen, als 
die junge Frau die Rosen in ihrem Garten begießen wollte und 
den Nachtwächter fand, kann man sich vorstellen. Bei der Ver- 
handlung gegen die Studenten kam in Frage, ob die Studenten sich 
nicht einer Nötigung schuldig gemacht hätten. Man lehnte das ab : 
ein Bewußtloser könne nicht mit Gewalt zu einer Duldung genötigt 
werden, denn die Nötigung setze üeberwindung eines psychischen 
Widerstandes voraus; man begnügte sich deshalb damit, den be- 
rühmten Allerweltsparagraphen über groben Unfug, den ja wohl die 
meisten von uns aus praktischer Erfahrung kennen, zur Anwendung 
zu bringen. Diese Entscheidung selbst erscheint mir für jenen Fall 
sehr angemessen — man soll auf Spatzen nicht mit Kanonen 
schießen und einen harmlosen Ulk nicht unter die Straf droh ungen 
für schwere Missetat zerren — ; ob aber der Begriff der Nötigung 
dabei wirklich weit genug gefaßt war, bleibt doch zweifelhaft. 
Nimmt man ihn so eng, so würde in jenen Fällen bewußt eigenmäch- 
tigen ärztlichen Eingreifens der Arzt wegen Nötigung nicht bestraft 
werden können; leugnet man also, daß sachgemäße ärztliche Be- 
handlung Körperverletzung sein könne, So würde der Arzt straflos 
bleiben — denn von „grobem Unfug* könnte bei seinem Verfahren 
selbstverständlich keine Rede sein! 

Selbst wenn man übrigens jedes Eingreifen des Arztes wider 
den Willen des Kranken als Nötigung ansieht, so ergibt sich für 
die strafrechtliche Behandlung doch ein erheblicher Unterschied 
gegenüber dem Recht der Körperverletzung. Einmal gibt es zwar 
fahrlässige Körperverletzung, aber keine fahrlässige Nötigung — 
darauf komme ich nachher noch zurück — , sodann ist auch die auf 
verschiedene Arten der Körperverletzimg gesetzte Strafe eine 
andere als bei der Nötigung. 

Auch die Juristen sind nun über die Frage, ob die eigen- 
mächtige Operation als Körperverletzung strafbar sei, durchaus ge- 
teilter Meinung. Viele leugnen — und das läßt sich, wie gesagt, 
hören — , daß objektiv eine Körperverletzung vorhanden sei, andere, 
wie neuerdings Hamm in seinem Gutachten für die Aerztekammer 
der Rheinprovinz, geben zwar zu, daß an sich eine vorsätzliche 
Körperverletzung vorliege, behaupten indes, daß das Strafgesetzbuch 
unter einer vorsätzlichen Körperverletzung nur diejenige verstehe, 
die böswillig, mit dem Zwecke, den Verletzten zu schädigjen, ge- 
macht sei; an dieser Böswilligkeit fehle es aber in jenen Fällen — 
im Gesetz steht freilich kein Wort von diesem Erfordernis. 
Aber es ist überflüssig, das ganze Für und Wider dieses Streites 
hier noch einmal aufzurollen. Denn das Reichsgericht hat in viel- 
besprochenen Erkenntnissen das Zutreffen des Straftatbestandes 
der vorsätzlichen Körperverletzung in jenen Fällen eigenmächtigen 
ärztlichen Eingriffes energisch bejaht, und man darf es wohl für 
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ausgeschlossen halten, daß der höchste Gerichtshof seine Becht- 
sprechung in dieser Hinsicht noch wieder ändern wird. Solange 
also nicht das Gesetz selbst abgeändert wird, haben wir mit dieser 
Bechtsauffassong zu rechnen. Ich stelle mich darum im weiteren 
auf den Standpunkt, daß, objektiv genommen, jedes Eingreifen des 
Arztes zum Zweck der Heilung, mag es auch noch so kunstgerecht 
sein, doch eine Körperverletzung im Sinne des Gesetzes darstellt. 
Durch die Einwilligung des Patienten wird diese Eechtswidrigkeit 
ausgeschlossen; fehlt es aber an der Einwilligung, so liegt eine 
objektiv rechtswidrige Handlung vor, und der Arzt ist also sowohl 
strafbar, als auch verpflichtet, den voUen Schaden zu ersetzen. 

Aber ich muß doch noch einen Blick auf einen Ausweg werfen, 
den man versucht hat. Man hat wohl hier und da die Behauptung 
aufgestellt, eine Körperverletzung liege allerdings vor; nur handle 
eben der Arzt, weil er seinen Beruf ausübe, nicht rechtswidrig. 
Wäre dies richtig, so würde allerdings, mag das Verfahren des 
Arztes noch so eigenmächtig gewesen sein, doch weder von Strafe 
noch von Schadensersatz die Bede sein können. Indes ist dies 
meines Erachtens eine reine Erdichtung. Aus dem vorhandenen 
Hecht läßt sich in keiner Weise eine derartige seltsame Bevor- 
rechtung der Aerzte erweisen. Dasselbe wie vom ärztlichen müßte 
dann auch von allen anderen Berufen gelten, womit die Aerzte 
selbst schwerlich zufrieden sein würden. Aber ich brauche hier 
nicht weiter einzugehen, denn noch einmal: diese ganze Anschauung 
findet keinerlei Stütze im Gesetz selbst. 

2* Eine zweite FaUgestaltung ist die, daß der Arzt in dem 
•Glauben handelt, eine wirksame Einwilligung zu besitzen, während 
eine solche in Wahrheit fehlt. Er weiß z. B. nicht, daß der Ein- 
willigende geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt oder zur Zeit handlungsunfähig war; oder er glaubt irr- 
tümlich, daß der gesetzliche Vertreter des minderjährigen Patienten 
seine Einwilligung gegeben habe — der Patient hatte ihm das viel- 
leicht vorgespiegelt — , oder er nimmt die Einwilligung einer Person 
entgegen, die er fälschlich für den gesetzlichen Vertreter hält; ich 
denke an einen Fall, wo ein Mädchen vergeblich die Einwilligung 
ihrer Eltern zu einer Operation gynäkologischer Art zu erwirken 
gesucht hatte und dann mit einem gefugigen älteren Freunde, der 
sich als Vater ausgab, bei dem Arzte erschienen war. 

Objektiv handelt der Arzt in solchen Fällen — von beson- 
deren Fallgestaltungen abgesehen, die ich der Kürze halber über- 
gehe — widerrechtlich. Aber hier wird es znmeist an dem er- 
forderlichen subjektiven Tatbestand, an dem Verschulden, fehlen. 
Ist nämlich der Irrtum des Arztes, der die Einwilli^ng als ge- 
geben annimmt und sich infolgedessen der objektiven Bechts- 
Widrigkeit seines Tuns nicht bewußt ist» entschuldbar, so fehlt 
ihm die subjektive Widerrechtlichkeit, und damit entfällt so- 
wohl Schadensersatzpflicht wie Strafe. In der Beurteilung dieser 
Schuldfrage wird der Bichter weitherzig sein dürfen und sicherlich 
weitherzig sein: die im Verkehr erforderliche Sorgfalt darf zumeist 
als beobachtet gelten, wenn der Arzt sich zur Behandlung be- 
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rechtigt glaubt, weil der Kranke die Einwilligung zu haben be- 
hauptet, oder weil eine Person, die der Kranke selbst als seinen 
Vater oder Vormund vorstellt, die Einwilligung erteilt« es sei denn, 
es lägen besondere umstände vor, welche den Verdacht einer Lüge 
begründen; ebenso wenn der Kranke, der seine Volljährigkeit be- 
hauptet, volljährig aussieht, etc. Gewiß wird dem Arzt Vorsicht 
zu empfehlen sein — die Gültigkeit des Vertrages ist ja übrigens 
auch für seine Honorarfordemng wichtig! — , aber eine Pflicht, 
sich noch stärker za vergewissem, wird man ihm nach Lebens- 
begriffen schwerlich auferlegen können. Selten wird also der Fall 
so liegen, daß man dem Arzte, der hier irrt, einen Vorwurf machen 
kann. Ist der Vorwurf gerechtfertigt, so haben wir im Sinne des 
Rechts nur noch eine fahrlässige Handlung des Arztes vor uns; 
denn bloß fahrlässig handelt anch der, welcher zwar willentlich eine 
bestimmte Tat begeht, sich ihrer objektiven Bechtswidrigkeit aber 
nicht bewußt ist, sondern nur bewußt sein sollte. 

3. Von besonderer Wichtigkeit ist nun die dritte Fallgruppe: 
der Arzt handelt mit dem Bewußtsein, daß nicht eingewilligt ist, 
aber in der richtigen Annahme, daß eingewilligt worden sein würde, 
wenn Gelegenheit gewesen wäre, die Einwilligung nachzusuchen; 
er wird also im Interesse des Patienten gemäß dem, was dieser 
zwar nicht gewollt hat, aber doch vermutlich gewollt haben würde, 
tätig; z. B. er erkennt bei einem Kinde, daß eine rasche Operation 
nötig ist, um Schlimmeres zu vermeiden, und nimmt nun, da keine 
Zeit bleibt, bei den Eltern oder dem Vormund anzufragen und die 
Antwort abzuwarten, die Operation ohne die Einwilligung vor; oder 
er kommt zu einem, der, etwa auf der Straße, verunglückt ist und 
nun bewußtlos daliegt, und macht sofort die durch den Unfall not- 
wendig gewordene Operation; oder er findet bei einer Operation, 
die er nach erhaltener Einwilligung an dem bewußtlos gemachten 
Kranken vorninunt, noch die Indikation für eine zweite oder andere 
Operation, zu der er die Einwilligung nicht erhalten hatte, er be- 
merkt z. B. bei einer üterusoperation nach Eröffnung der Bauch-^ 
höhle eine Vereiterung des Wurmfortsatzes und nimmt nun auch 
die Blinddarmoperation vor. Eine juristische Theorie, die dem Arzt 
verböte, in solchen Fällen im Interesse des Kranken einzugreifen, 
weil diese Handlung objektiv rechtswidrig sei, die also den Kranken 
in einem solchen Falle lieber aus juristischen Bedenken zugrunde 
gehen ließe, oder ihm das Vergnügen machte, daß er sich aus der 
Narkose erholt und dann behufs der anderen, ebenfalls notwendigen 
Operation noch einmal in Narkose versetzt wird, würde sich selbst 
richten. Hier muß es einen Ausweg geben, und dieser Ausweg 
läßt sich finden: er ist aus dem Gesichtspunkt der sogenannten un- 
beauftragten Geschäftsführung (negotiorum gestio) zu entnehmen. 
^Geschäftsführung** im Sinne des Gesetzes heißt nicht bloß Führung 
eines Rechtsgeschäfts, Geschäft ist vielmehr jede Angelegenheit 
eines anderen, und Geschäftsführung bedeutet, daß man im Interesse 
des andern tätig wird — wobei völlig gleichgültig bleibt, ob der 
andere selber imstande gewesen wäre, in gleicher Weise für sich 
tätig zu werden oder nicht: Geschäftsführung ist es sowohl, wenu 
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ich das für den anderen tue, was er sonst selbst getan haben, wie 
auch, wenn ich das tue, wozu er sich sonst eines Dritten bedient 
haben würde; dies ist heute so gut wie anerkannt. Wie nun ein 
solches Eingreifen in die Angelegenheiten des anderen durchaus 
rechtmäßig ist, wenn der andere selbst den Handelnden dazu be- 
rufen hat, weil es ja hier mit seinem erklärten Willen geschieht, 
so läßt sie das Gesetz auch als „unberufene*' zu, also ohne daß der 
andere den Hs^ndelnden damit beauftragt hat, sofern sie nur dem 
entspricht, was der andere wirklich oder mutmaßlich wollte, d. h. 
was er selbst anstrebte odet doch angestrebt haben würde, wenn er 
die Verhältnisse gekannt hätte. Solche Menschenhilfe wird vom 
Gesetz nicht nur nicht verboten, sondern befördert: gibt das Ge- 
setz ja doch dem Geschäftsführer sogar ein Recht auf Erstattung 
aller Auslagen, die er dabei gemacht hat. Daraus folgt aber un- 
weigerlich — ich habe dies in einer Schrift »Ausschluß der Wider- 
rechtlichkeit", Tübingen 1906, S. 104 ff. näher dargelegt —. daß. wer 
derart in nützlicher Geschäftsführung in die Rechte und ebenso in die 
Persönlichkeitsgüter des anderen eingreift, objektiv niemals rechts- 
widrig handelt, also auch nicht strafbar sein kann. 

Dieser Gesichtspunkt ist ganz unentbehrlich, und in unzähligen 
Fällen wird er mehr oder minder klar bereits heute unbestritten 
angewendet, besonders dann, wenn es sich um Eingriffe in fremde 
Sachen handelt. Oder soll gar wegen vorsätzlicher Sachbeschädi- 
gung der bestraft werden, der bei einem Brand im Zimmer des 
Freundes mit einem dort aufgerafften Teppich, der dem Freunde 
gehört, das Feuer erstickt und so den Teppich allerdings verdirbt, 
oder der, um einer Verunglückten, die bewußtlos daliegt, rasch 
Hilfe zu bringen, ihr das Kleid aufreißt oder aufschneidet? (Für 
Juristen bemerke ich: BGB. § 904 ist hier nicht anwendbar) da der 
Gefährdete und derjenige, dessen Sache beMhftdigt wird, eine und 
dieselbe Person sind.) So wenig diese — ja unzweifelhaft vorliegende 
— Sachbeschädigung rechtswidrig ist, so wenig ist es der Eingriff in 
den fremden Körper, der im Interesse des anderen erfolgt. Und 
das bezieht sich nicht auf ärztliche Eingriffe allein. Jemand ver- 
sucht einen anderen, der ins Wasser gefallen ist, zu retten, und da 
dieser, halb bewußtlos, sich gegen den Rettenden wehrt oder Be- 
wegungen macht, die seine Rettung in Frage stellen, so betäubt 
ihn der hilfreiche Menschenfreund mit einem Schlag auf den Kopf. 
Wir haben hier eine unzweifelhafte Körperverletzung, deren Rechts- 
widrigkeit aber ausgeschlossen ist, weil der Rettende nur das getan 
hat, was der andere selbst gebilligt haben würde. Auch hier kann 
also von Schadensersatz und Strafe keine Rede sein. Ganz ebenso 
muß es auch mit den Handlungen des Arztes stehen, und dies 
selbstverständlich ohne Rücksicht darauf, ob er approbiert ist oder 
nicht. Damit wird nun freilich auch das hilfreiche Eingreifen des 
Kurpfuschers für nicht rechtswidrig erklärt. Aber das darf nicht 
schrecken: es bleibt ja immer die Schranke, daß das Eingreifen dein, 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Kranken gemäß sein muß, . 
nur in ganz besonderen Fällen aber wird auch das ärztliche Ein-- 
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rgreifen eines Laien oder Laienarztes diesem Willen des Patienten 
gemäß und dämm rechtmäßig sein, etwa dann, wenn ein Arzt nicht 
zur Stelle und Gefahr im Verzuge ist — aber muß denn in solchen 
besonderen Fällen das Eingreifen auch des Laien nicht freudig 
willkommen geheißen werden? 

4* An den vorigen schließt sich sofort der andere Fall an, daß 
der Arzt zwar glaubt, im Interesse des anderen und dem, was jener 
-selbst gebilligt haben würde, gemäß, also als nützlicher Geschäfts- 
führer für ihn zu handeln, daß aber in Wahrheit, wie sich nachher 
'herausstellt, der andere diese Handlung durchaus nicht gebilli^ 
haben würde. Dieser Fall ist dann ganz parallel dem früher zu 2. 
besprochenen. Eine nützliche Geschäftsführung im Sinne des Ge- 
setzes liegt hier nicht vor, die objektive Bechtswidrigkeit ist also 
nicht ausgeschlossen. Aber wenn der Arzt in entschuldbarem Irr- 
tum über die Sachlage gehandelt hat, so fehlt es, wie man sofort 
sieht, wiederum an der subjektiven Bechtswidrigkeit. Er ist also 
haftfrei. Beruhte sein Irrtmn auf Fahrlässigkeit, so würde es sich 
höchstens um ein fahrlässiges Vergehen handeln. 

5* Es fragt sich endlich, ob nicht auch bei bewußtem Handeln 
gegen den wirklich erfolgten Widerspruch oder gegen den mut- 
maßlichen Willen des Patienten unter Umständen doch die Wider- 
rechtlichkeit entfällt. Unser Bürgerliches Gesetzbuch enthält hier 
eine besonders merkwürdige und weise Bestimmung. § 679 sa^t: 
„Ein der Geschäftsführung entgegenstehender Wille des Geschäfts- 
herm kommt nicht in Betracht, wenn ohne die Geschäftsführung 
eine Pflicht des Geschäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen 
Interesse liegt, oder eine gesetzliche Unterhaltspflicht des Geschäfts- 
herrn nicht rechtzeitig erfüllt werden würde.** Für ärztliche Ver- 
hältnisse kann hier insbesondere die Unterhaltspflicht in Betracht 
•kommen. Zum Unterhalt gehört auch Gewährung ärztlicher Be- 
handlung. Wenn also z. B. der Vater eine notwendige Operation 
an dem Kinde nicht vornehmen läßt, so verletzt er damit seine 
Unterhaltspflicht. Ist Gefahr im Verzuge, dann, und allerdings nur 
dann, kann der Arzt selbst gegen den Widerspruch des Vaters das 
Nötige tun, und sein Eingriff ist dann eben aus dem Gesichtspunkt 
der Geschäftsführung ohne Auftrag nicht objektiv rechtswidrig. 
Aber weiter kann man nicht gehen. Insbesondere läßt sich aus 
dem § 679 in keiner Weise das Recht des Arztes herleiten, auch 
gegen den Willen des Patienten eine Operation vorzimehmen, die 
er, der Arzt, und sei es auch zur Bettung des Lebens, für notwen- 
dig hält. M&n darf vielleicht so weit gehen, bei Selbstmordver- 
suchen das hilfreiche Eingreifen des Arztes aus § 679 für gerecht- 
fertigt zu halten, aber was vom Selbstmörder gilt, das gilt nicht 
auch von dem, der an einer Krankheit leidet. Das freie Selbst- 
bestimmuDgsrecht des Menschen an seiner eigenen Person muß hier 
voranstehen. Jedenfalls ist es nach dem vorhandenen Becht un- 
zulässig, zu sagen, jeder Mensch habe die rechtliche Pflicht, sich 
im Krankheitsfall ärztlich behandeln zu lassen, und die Erfüllung 
dieser Pflicht liege im öffentlichen Interesse. 
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m. De lege feraada. 

Das ist das las quod est. Nun füge ich noch einige Bemer- 
kungen de lege ferenda hinzu: bedarf der vorhandene Kechts- 
zustand einer Abänderung im Interesse der Aerzte? Bekanntlich 
wird gerade diese Frage zurzeit auf das lebhafteste von den Aerzte- 
kammem verhandelt, doch gehen dabei Erwägungen über die Aus- 
legung des vorhandenen Bechts und über die Gestaltung des neuen 
vielfach durcheinander, während die klarste und entschiedenste 
Trennung beider durchaus vonnöten ist. 

Ich teile zunächst die mir bekannt gewordenen Vorschläge mit, 
die sich der Hauptsache nach in einer, wie ich von meinem Stand- 
punkt aus sagen muß, imerfreulichen Einigkeit befinden. 

1. Die Brandenburg -Berliner Aerztekammer hat folgenden 
Vorschlag zur Aenderung des Strafgesetzbuchs gemacht (s. Aerzt- 
liches Vereinsblatt, Oktober 1906, S. 500): 

In dem Abschnitt „ Gründe, welche die Strafe ausschließen 
oder mildem** soll als § 54a eingeschaltet werden: 

„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Hand- 
lung: 

1. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines Berufes 
innerhalb der Begeln der ärztlichen Wissenschaft begangen wird 
und nicht in bewußtem Widerspruche steht mit der freien Willens- 
bestimmung desjenigen, an welchem die Handlung begangen wird, 
oder seines gesetzlichen Vertreters; 

2. von einem approbierten Arzte in Ausübung seines Berufes 
innerhalb der Kegeln der ärztlichen Wissenschaft begangen wird, 
insoweit sie zur Bettimg eines anderen aus einer gegenwärtigen, 
auf ungefährlichere Weise nicht zu beseitigenden Gefahr für Leib 
oder Leben bestimmt ist.*" 

Für den Fall der Ablehnung dieses Vorschlags wird die Ein- 
schaltung eines Zusatzes zu den die Körperverletzung betreffenden 
§§ 223, 223a, 224, 228 empfohlen: 

„Die Handlung ist straflos, wenn sie 

1. von einem approbierten Arzte** u. s. w., so wie oben § 54 a, 
Ziffer 1; 

2. von einem approbierten Arzte** u. s. w., so wie oben § 54a, 
Ziffer 2. 

Diesen Vorschlägen hat sich die Hamb urger Aerztekammer mit 
geringen, nur stilistischen Abänderungen angeschlossen (s. Aerzt- 
liches Vereinsblatt, August 1906, S. 390). 

2. Die Westfälische Aerztekammer hat nach Erörterung des 
soeben mitgeteilten Vorschlags folgenden Vorschlag beschlossen 
(Aerztliches Vereinsblatt, Oktober 1906, S. 500): 

entweder Hinzufügung eines § 233a im StGB.: 

„Eine vorsätzliche Körperverletzung ist nicht vorhanden, wenn 
die Handlung in Ausübung der Heilkunde durch einen approbierten 
Arzt erfolgt ist»** 

oder Abänderung des § 229 StGB, dahin: 

„Wer in feindlicher Absicht und vorsätzlich einen anderen 
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körperlich mißhandelt oder an der Gresundheit schädigt, wird wegen 
Körperverletzung" u, s. w. 

Dafür soll dann als § 239a bestimmt werden: 

„Wird von einem approbierten Arzte in Ausübung der Heil- 
kunde ein Eingriff an dem Körper eines anderen vorgenommen, und 
steht der Eingriff in bewußtem Widerspruch zu dem Willen dessen, 
an dem er vorgenommen wird, bzw. seines gesetzlichen Vertreters, 
so ist auf Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Festungshaft bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe bis zu 2000 M. zu erkennen. ** 

Sodann soll aber der von der Aerztekammer Brandenburg even- 
tuell gemachte Zusatz Ziffer 2 folgen. 

• 3. In einer Sitzung der Hannoverschen Kammer hat Bieck 
folgenden Vorschlag gemacht (Aerztliches Vereinsblatt a. a. 0.): 

§ 233 a: „Eine vorsätzliche Körperverletzung ist nicht vorhan- 
den, wenn die Handlung von einem approbierten Arzte zum Zwecke 
des Heuens und nach den Begeln der medizinischen Wissenschaft 
ausgeführt ist." 

§ 239 a: „Wer an einer Person eine ärztliche Behandlung oder 
einen operativen Eingriff in bewußtem Widerspruch zu dem er- 
klärten Willen der behandelten Person oder ihres gesetzlichen 
Vertreters vornimmt, wird, sofern diese Behandlung nicht zur Ab- 
wendung einer unmittelbaren Gefahr für Leben oder Gesundheit 
des Behandelten dringend geboten war, mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren oder Festungshaft bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe bis 
2000 M. bestraft." 

4. Für die Aerztekammer der Rheinprovinz (s. Protokoll der 
Kammersitzung vom 3. September 1906) hat Hamm folgende, 
weiterhin mit „Hamm I" bezeichnet, Vorschläge gemacht: 

StGB. § 239 a: „Ein approbierter Arzt, der an einer Person 
in bewußtem Widerspruch mit ihrem Willen oder dem Willen ihres 
gesetzlichen Vertreters eine ärztliche Behandlung vornimmt, welche 
ihren Körper verletzt oder ihre Gesundheit schädigt, wird wegen 
eigenmächtiger ärztlicher Behandlung mit Gefängnis oder Festungs- 
haft bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu 1000 M. bestraft. 

Straflosigkeit tritt ein, wenn es zur ftettung des Behandelten 
aus einer gegenwärtigen auf eine imgefährlichere Weise nicht zu 
beseitigenden Gefahr für Leib oder Leben geschah." 

5. Diesen Vorschlägen hat sich der Referent Schnitze (Bonn) 
im wesentlichen angeschlossen, nur mit der Abänderung (s. Proto- 
koll der Kammersitzung vom 3. September 1906), daß Absatz 2 des 
§ •239a lauten soll: 

„Straflosigkeit tritt ein, wenn die ärztliche Behandlung zur 
Rettung des Behandelten aus einer gegenwärtigen auf eine unge- 
fährliche Weise nicht zu beseitigenden Gefahr für Leib oder Leben 
geschah, oder wenn durch die ärztliche Behandlung nur eine vor- 
übergehende, nicht zu umgehende Verschlimmerung des körperlichen 
Befindens herbeigeführt würde." 

6. Soeben hat Hamm in derDeutschenJuristen-Zeitungl907,No.8v 
S. 452 (weiterhin mit „Hamm II" bezeichnet) folgenden neuen Vor- 
schlag veröffentlicht: 
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StGB. § 239 a: „Ein approbierter Arzt, der an einem Kranken 
zu dessen Heilung eine Behandlung, welche seinen Körper verletzt 
^er seine Gesundheit schädigt, ohne Einwilligung des Kranken 
oder seines gesetzlichen Vertreters oder unter dessen Täuschung 
über Folgen und Gefahr der Behandlung vornimmt, wird wegen 
eigenmächtiger ärztlicher Behandlung mit Gefängnis oder Festungs- 
haft bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu 1000 M. bestraft. 

Die eigenmächtige Behandlung ist straflos, wenn sie zur Bet- 
tung des Kranken aus einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder 
Leben geboten war. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein." 

Wolle man nicht so weit gehen, so müsse man in Absatz 2 
hinter »geboten war" einschieben: 

„und die Einholung der Einwilligung nicht rechtzeitig oder nur 
mit Gefährdung des Lebens des Kranken erfolgen könnte". 



Zimächst und vor allem: welches ist das Fragegebiet, für das 
eine neue gesetzgeberische Antwort gesucht wird? Hierüber muß 
völlige Sicherheit herrschen, man muß sich klar sein: es handelt 
sich bei diesem gesetzgeberischen Feldzug durchaus nicht um die 
Frage der Haftung des Arztes für vorsätzlich oder fahrlässig fehler- 
hafte und dadurch den anderen schädigende Behandlung. Daß ihret- 
halben der Arzt wegen Körperverletzung haftbar ist, daran soll, 
wie es schon nach bisherigem Becht ganz außer Zweifel steht, auch 
für die Zukunft nicht das mindeste geändert werden. Vielmehr 
handelt es sich de lege ferenda ausschließlich um die andere Frage, 
deren Scheidung von der ersteren bereits früher als grundlegend 
betont wurde, um die Frage nämlich, ob und wie der Arzt schon 
deswegen, weil er überhaupt den ärztlichen Eingriff in den fremden 
Körper vornimmt, haftbar sein soll, mag die Behandlung auch zu 
gutem Erfolg geführt haben. 

Die Trennung der beiden Fragen und die Beschränkung auf 
das bezeichnete zweite Problem tritt freilich in den meisten Neue- 
rungsvorschlägen nicht klar genug vor. So ist z. B. der von der 
Aerztekammer Westfalen vorgeschlagene neue § 233 a derart gefaßt, 
daß ihm zufolge ein approbierter Arzt selbst dann nicht wegen 
Körperverletzung bestraft werden könnte, wenn er den Kranken 
durch eine vorsätzlich schlecht ausgeführte Operation dauernd ge- 
schädigt hätte, denn auch eine solche Operation wäre doch immer 
„in Ausübimg der Heilkunde" gemacht! Ebenso scheinen mir die 
Vorschläge Hamm und Schnitze schon nach dieser Bichtung hin 
unannehmbar: sie wollen unter besonderes Becht stellen die ärzt- 
liche Behandlung eines Kranken, „welche seinen Körper verletzt 
oder seine Gesundheit schädigt" — aber damit wäre ja dem ganzen 
Auslegungsstreit über den Begriff der Körperverletzung wieder 
weit die Tür geöffnet! Wer in der ärztlichen Behandlung, falls sie 
zu gutem Erfolge führt, überhaupt niemals eine Körperverletzung 
sieht, kann durch jene Formulierung nur die Fälle als getroffen 
erachten, wo die Behandlung in ihrem Enderfolge den Kranken 
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schädigt, während gerade diese Fälle wohl auch nach Hamm- 
Schaltze unter den gewöhnlichen Körperverletzungs-Sätzen stehen 
bleiben sollen. Jene Worte, „welche seinen Körper verletzt oder 
seine Gesundheit schädigt*, sollen vielmehr, wie ich glaube, nur den 
Gegensatz gegen solche ärztliche Maßnahmen bezeichnen, bei denen 
eine Strafbarkeit deshalb überhaupt nicht in Frage kommen soll, 
weil sie bereits ihrer ersten Erscheinung nach einen Eingriff in die 
körperliche Unversehrtheit nicht darstellen, wie bloße Anwendung 
von warmen Umschlägen, Einflößen von Nahrung u. dgl. 

Aber dies sind nur formelle Ausstellungen, die durch eine 
Aenderung der Formgebung leicht gegenstandslos gemacht werden 
könnten. Ich gehe nun auf den sachlichen Inhalt der Vor8chlä<i;e 
selbst ein und beschränke dabei die Erörterung streng auf die oben 
bezeichnete zweite Frage, auf die Frage also nach der Haftung des 
Arztes lediglich wegen der Tatsache, daß er eben einen ärztlichen 
Eingriff in den fremden Körper vorgenommen hat. Dabei versteht 
es sich von selbst, daß man sich für das bestehende Recht, das ja 
eben verbessert werden soD, auf den Standpunkt des Reichsgerichts 
stellen muß, demzufolge der ärztliche Eingriff in den fremden 
Körper schon an sich, auch bei gutem Erfolg, objektiv eine Körper- 
verletzung ist und als solche strafbar sein kann; denn leugnet man 
das schon nach dem vorhandenen Recht, so wäre gar kein Anlaß 
zur Aenderung vorhanden. 

Sachlich beziehen sich nun die Neuerungsvorschläge auf drei, 
natürlich eng miteinander zusammenhängende Punkte. Einmal: soll 
und wieweit soll überhaupt der ärztliche Eingriff schon als solcher 
strafbar sein? Die sämtlichen Vorschläge wollen die Strafbarkeit 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustand erheblich einengen. Zwei- 
tens: soweit die Strafbarkeit auch künftig eintreten soll, welches 
soll das Strafmaß sein? Hier wird zumeist eine erhebliche Mil- 
derung gegenüber dem vorhandenen Recht gefordert. Und drit- 
tens: unter welchen rechtlichen Gesichtspunkt soll der Eingriff des 
Arztes gebracht werden? Die meisten Vorschläge verlangen hier 
eine Aenderung des Gesetzes, welche klarstellt, daß der ärztliche 
Eingriff als solcher, auch soweit er strafbar bleiben soll, doch nie- 
mals eine „Körperverletzung" sei. 

Alle diese Neuerungen sollen aber, darin stimmen sämtliche 
Vorschläge überein, nur unter einer doppelten Voraussetzung Platz 
greifen. Einmal muß der Eingriff vorgenommen sein von einem 
„approbierten Arzt;** der ärztliche Eingriff jedes anderen, gleich- 
gültig ob er ein hilfreicher Laie oder ein berufsmäßiger Kur- 
pfuscher ist, und gleichgültig, aus welchen Beweggründen und zu 
welchen Zwecken er handelt, soll also durchaus unter dem gewöhn- 
lichen Recht der Körperverletzung, so wie es heute nach der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts gehandhabt wird, stehen bleiben. 
Sodann muß es sich um einen Eingriff ärztlicher Art zu Heil- 
zwecken handeln. Dieses zweite Erfordernis wird verschieden 
ausgedrückt: Hamm I und Schnitze sprechen einfach von „ärzt- 
licher Behandlung**, die Aerztekammer Westfalen sagt: „in Aus- 
übung der Heilkunde**, die Aerztekammer Brandenburg: „in Aus- 
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Übung seines Bemfes innerhalb der Regeln der ärztlichen Wissen- - 
schaff*, Bieck: „zum Zwecke des Heilens und nach den Kegeln 
der medizinischen Wissenschaft **, Hamm 11 sagt bloß: eine , Be- 
handlung** zur „Heilung**. Mit allen diesen Wendungen ist aber 
offenbar das gleiche gemeint, und zwar ein doppeltes, einmal, daß- 
der Eingriff subjektiv zum Zweck der Heilung des andern vor- 
genommen wird („Heilung** ist hier, wie aus den Erörterungen unter 
I a. E. hevorgeht, im allerweitesten Sinne zu nehmen), außerdem 
aber noch — und darum ist es zu eng, bloß den Zweck der Hei- 
lung zu betonen — , daß er seiner objektiven Erscheinung nach sich 
als ärztliche Maßnahme darstellt: ein Eingriff zwecks Heilung, der 
nicht objektiv eine ärztliche Maßnahme ist — man denke nur an>^ 
den Fall des Durchpeitschens der hysterisch Kranken — muß genau 
ebenso unter dem gewöhnlichen Recht der Körperverletzung stehen 
bleiben wie ein Eingriff, der objektiv eine ärztliche Maßnahme ist, 
aber nicht zum Heilzweck erfolgt, sondern etwa um den anderen zu- 
verstümmeln. 

Die praktische Hauptfrage ist die erste, obundwieweitwegen 
des ärztlichen Eingriffs überhaupt irgend eine Haftbar- 
keit des Arztes eintreten solL Diese Frage wird zwar meist 
nur im strafrechtlichen Sinn gestellt, doch muß es als folgerichtig 
gelten, daß, soweit die Strafbarkeit ausgeschlossen wird, auch die 
Schadensersatzpflicht entfalle; wenn auch ich im folgenden »bloß von 
der Strafbarkeit spreche, so tue ich das nur der Kürze halber, die 
zivilrechtliche Haftbarkeit für den Schaden ist aber mitgemeint. 

Schon nach bisherigem Recht ist nun, wie wir wissen, Strafe 
barkeit zu verneinen, soweit der Kranke gültig eingewilligt hat — 
dies ist gerade bei ärztlichen Eingriffen nirgends bezweifelt — , und 
ferner, soweit eine nützliche Geschäftsführung für ihn im Sinne des 
BGrß. § 677 ff. vorliegt. Dieser letztere Gedanke ist bisher nur un^ 
genügend verwertet worden, aber gerade er ist für diese gesetz- 
geberischen Erörterungen von größter Wichtigkeit. Denn wenn er 
recht verwertet wird, so scheidet die Hauptmenge der Fälle, die 
gerade zur Diskussion Anlaß gegeben haben, aus der gesetzgeberi- 
schen Erörterung schon von selbst aus. Zu betonen ist hier nur noch 
einmal, daß dieser Gesichtspunkt nicht bloß den approbierten 
Aerzten und nicht bloß bei Eingriffen ärztlicher Art zugute kommt 
und auch künftig zugute kommen muß. Wenn ein Nicht- Arzt bei 
Gefahr im Verzug, etwa weil kein Arzt zur Stelle ist, hilfreich ein- 
greift und z. B. dem, der versehentlich Gift genommen hat, ein 
Brechmittel einflößt, oder den aus dem Wasser Gezogenen massiert^ 
um ihn ins Leben zurückzubringen, soll wirklich dieser Menschen- 
freund wegen Körperverletzung haftbar sein? Und ebenso steht 
es bei dem Kurpfuscher: ist sein — zu gutem Erfolge führendes — 
Eingreifen dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Behan- 
delten gemäß, so kann es nimmermehr rechtswidrig sein. 

So sicher alles dies nun auch bereits nach bestehendem Recht 
ist, so wäre es der Sicherheit halber für die künftige Gesetzgebung 
doch vielleicht empfehlenswert, die Nichthaftung mindestens des 
ärztlich Eingreifenden in den Fällen der Einwilligung und der Ge- 
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Schäftsführung noch besonders auszusprechen, wie es in meinem 
Vorschlag Absatz 2 auch geschehen wird. 

Demnach bleiben nur die Fälle übrig, wo der ärztliche Eingriff 
dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Kranken nicht ge- 
mäß erfolgt und der Arzt dies entweder weiß oder doch bei ge- 
nügender Aufmerksamkeit wissen sollte. Indem ich diese Fälle der 
Fs^lässigkeit einstweilen zurückstelle, wende ich mich zu den 
wichtigsten Fällen, den Fällen also, wo der Arzt die Behandlung 
in bewußtem Widerspruch gegen den wirklichen oder mut- 
maßlichen Willen des Kranken vornimmt. (Beiläufig zur gesetz- 
geberischen Formulierung: die Vorschläge sprechen davon, daß die 
Handlung des Arztes in bewußtem Widerspruch mit dem Willen des 
Kranken [Westfalen, Hamm, Schnitze], mit seiner freien Willens- 
bestimmung, [Brandenburg], mit seinem erklärten Willen [Bieck] er- 
folgt sei. Damit würden nicht — oder doch nicht mit Sicherheit — 
getroffen sein auch die Fälle, wo ein Widerspruch vom Patienten 
zwar nicht erhoben worden ist, weil er an die Möglichkeit einer 
solchen Behandlung überhaupt nicht gedacht hat, wo aber, wie der 
Arzt weiß, der Widerspruch erhoben worden wäre. Richtiger wäre 
es dann wohl schon, sich der Formulierung des BGrB. § 677 anzu- 
schließen und, wie oben geschehen, von ,bewußtem Widersprach 
gegen den wirklichen oder mutmaßlichen Willen* zu reden.) 

Grrundsatzmäßig erkennen nun freilich alle Vorschläge in diesen 
Fällen auch für das künftige Recht die Strafbarkeit des Arztes an. 
Sie wollen aber sämtlich — und darin liegt das praktische Haupt- 
ziel der ganzen Reformbewegung — eine sehr weitgehende Ausnahme 
machen: die bewußt eigenmächtige Behandlung nämlich, die ein appro- 
bierter Arzt vorgenommen hat, soll straflos sein, wenn sie ge- 
schehen ist „zur Rettung eines anderen aus einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben (andere sagen: Leib und Leben), die 
auf ungefährlichere Weise (Schnitze: auf eine ungefährliche Weise) 
nicht zu beseitigen war." (Etwas anders formuliert Bieck dasselbe 
Erfordernis; Schnitze will noch hinzufügen: Straflosigkeit soUe 
auch dann eintreten, „wenn durch die ärztliche Behandlung nur 
eine vorübergehende, nicht zu umgehende Verschlimmerung des 
körperlichen Befindens herbeigeführt würde.") 

Diese Vorschläge sind völlig unannehmbar. Man könnte es sich 
zur Not noch gefallen lassen, wenn dem Arzt das Recht eigen- 
mächtigen Eingreifens nur iim Falle der Lebensgefahr gegeben 
würde, die Vorschläge sprechen indes alle von Gefahr für Leib 
oder (und) Leben. Gefahr für Leib, im Gegensatz zu Gefahr 
für Leben, ist aber jede Gefahr für die Verschlechterung des körper- 
lichen Zustandes, also jede Gesundheitsgefahr, wie denn auch der 
Vorschlag Bieck ausdrücklich von Gefahr für Leben oder Gesund- 
heit spricht. Demnach wäre das von den Aerztekammem selbst 
anerkannte Prinzip, wonach der bewußt-eigenmächtige Eingriff an 
sich strafbar ist, praktisch zum größeren Teil wieder bedeutungslos 
gemacht; denn der Fall wird wohl meist so liegen, daß nach der 
üeberzeugung des Arztes gerade ein solcher Eingriff, wie er ihn 
macht, notwendig ist, um eine üble Folge für die Gesundheit abzu- 
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halten — ob die befürchtete Gesundheitsstörting groß oder gering 
ist, darauf kommt ja nach den Vorftchlägen nichts an. Nun ist zwar 
übereinstimmend als ein weiteres Erfordernis „Gegenwärtigkeit der 
Gefahr"* aufgestellt, aber auch das ist keine genügende Einengung. 
Es würde danach die Operation nicht berechtigt sein, wenn sie 
auch ohne Schaden verschoben werden könnte, aber leicht mag es 
sein, daß nach der Meinung des Arztes jedes weitere Warten 
den Znstand des Kranken verschlimmert oder die Operation etwas 
weniger aussichtsreich oder etwas schwieriger macht; kurz, der Be- 
griff der Gegenwärti^keit der Gesundheitsgefährdung ist so dehn- 
bar, daß er gegen Willkür nicht schützt. 

Tatsächlich würde also jenen Vorschlägen nach jeder Mensch 
-- denn keiner ist ganz gesund — rettungslos jedem beliebigen 
approbierten Arzt ausgeliefert. Selbst wenn bereits ein anderer 
Arzt die Behandlung übernommen hat, wäre der unberufene Ein- 
griff nicht ausgeschlossen, denn vielleicht ist nach der Ueberzeugung 
des zweiten Arztes jede andere Behandlung als die, welche er selbst 
anwenden möchte, schädlich. Es wäre hier leicht, die Folgen, die 
sich für die unglücklichen Kranken ergeben, in ihrer ganzen Tragi- 
komik auszumalen, aber ich leiste auf dies billige Vergnügen Ver- 
zicht — ich glaube, es kann der Phantasie des Hörers überlassen 
bleiben, das selbst zu tun. 

Dem gegenüber muß man doch fragen: welche Interessen ge- 
bieten denn, dem Arzt dieses so weit gehende Eecht zu gewähren ? 
Unsere Gesellschaf tsordnuog geht überall aus von der Freiheit und 
dem Selbstbestimmüngsrecht des Individuums. Wir beschränken 
diese Freiheit des einzelnen nur soweit, wie das wegen wertvollerer 
oder gleich wertvoller Interessen eines anderen notwendig ist, oder 
wie überwiegende öffentliche Interessen es erfordern. Von beidem 
kann aber hier doch keine Hede sein. Es liegt ja auf der Hand, 
daß ein Interesse der Aerzte nicht vorhanden ist: sie wollen ja 
doch mit der Behandlung nicht ein eigenes, sondern ein Interesse 
des Kranken verfolgen! Ebensowenig aber wird jenes Eingriffs- 
recht durch das öffentliche Interesse gefordert — oder will man 
gar sagen, es bestehe ein dringendes öffentliches Intereresse daran, 
daß jeder einzelne möglichst gesund sei, und dieses Öffentlichen 
Interesses halber sei eben den Aerzten das Hecht der Eigenmacht 
zu erteilen? Gewiß gibt es dringende öffentliche Interessen gesund- 
heitlicher Art, die einen Zwang gegen den einzelnen rechtfertigen — 
man denke nur an die Zwangsimpfung und an die mancherlei Be- 
schränkungen, die aus dem Reichsseuchengesetz dem einzelnen er- 
wachsen — , aber es handelt sich dabei doch immer um den Schutz 
der Gesamtheit, d. h. der übrigen, gesunden Personen gegenüber 
dem einzelnen Kranken, aber nicht, wie es die Vorschläge wollen, 
um einen Schutz des Kranken gegenüber sich selbst! Mit dem Ge- 
danken, der Staat sei an dem Wohlbefinden jedes einzelnen inter- 
essiert, und darum sei jede, dieses Wohlbefinden fördernde Maß- 
nahme, auch wenn sie dem eigenen Willen des einzelnen zuwider- 
laufe, gerechtfertigt, würde man in die unerträglichste Bedrückung 
des Polizeistaats zurückfallen, ganz abgesehen davon, daß ein Inter- 
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• esse des Staates ja doch nur den eigenen Angehörigen und nicht 
etwa auch Fremden gegenüber besteht. Man kann wohl so scharf 
sein, zu sagen: es ist auch nicht der Schatten einer Begründung 

•dafür beigebracht, daß die vorgeschlagene Aendemng nach irgend 
einer Seite hin ersprießlich sein würde. 

Noch schlimmer aber sind diese Vorschläge dadurch, daß sie 

•ein ganz eigentümliches Berufsrecht der approbierten Aerzte ein- 
führen: nur dem approbierten Arzt soll jenes Recht der Eigen- 
macht zustehen. Scheinbar freilich ist das eine Milderung. Aber 
seien wir doch offen: so hoch man auch von dem Stande der Aerzte 
im allgemeinen denken mag — und man hat allen Grund, hoch von 
ihm zu denken — , so steht es denn doch außer Zweifel, daß 
mancher approbiert ist, den man sich hüten wird, an den eigenen 
Körper heranzulassen. Und doch soU die staatliche Approbation 
die Kraft haben, mich ihm willenlos auszuliefern! Offenbar kann 

-doch die Tatsache der Approbation oder Nicht-Approbation mit der 
Frage der Eechtswidrigkeit bei Hilfe und Bettung aus gegen- 
wärtiger Gefahr nichts zu tun haben — es werden hier ganz un- 
vereinbare Dinge zusammengemischt. Und sachlich kommt man 
damit auf den bösesten Weg, den die Gesetzgebung gehen kann, 
den Weg einer lex specialis, den Weg eines Berufsprivilegs. Un- 
weigerlich würden einer solchen gesetzgeberischen Maßnahme weitere 
Gesetze folgen, die für andere Stände ebenfalls besondere Privi- 
legien aufstellten — was dem einen recht ist, ist dem andern billig. 
Man male sich dies nur wiederum aus! Wohin würde es führen, 
wenn jeder, der den Befähigungsnachweis für einen bestimmten 
Beruf erbracht hat, eigenmächtig in die Verhältnisse jedes anderen 
eingreifen dürfte?! Ich verzichte auch hier auf drastische Schilde- 
rungen — die Sache spricht für sich selbst. 

Nein! Man kann sagen: wenn dieser vorgeschlagene Satz Ge- 
setz würde, dann hätten wir den größten Rückschritt, den die Ge- 
setzgebung, die sich mit den Fersönlichkeitsgütern des Menschen 
und der Abgrenzung seiner Freiheit beschäftigt, seit langer, langer 
Zeit gemacht hätte. Und dieser Rückschritt wäre ganz nutzlos für 
die Aerzte, die ihn so lebhaft fordern, denn, wie gesagt, kein In- 
teresse der Aerzte selbst gebietet eine solche Bevormundung der 
Kranken. 

Es bleibt noch die Frage, wie es mit den ärztlichen Eingriffen 

; gehalten werden soll, die zwar objektiv im Widerspruch mit dem 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des andern stehen, bei denen 
dieser Widerspruch dem Arzt aber nicht bekannt ist, sondern nur 
bei genügender Aufmerksamkeit bekannt sein mußte. Das sind die 
früher behandelten Fallgruppea 2 and 4. Soviel ich sehe, wollen 
die sämtlichen Vorschläge derartige fahrlässig eigenmadttjge Ein- 
griffe straflos lassen, wennschon das nicht in allen Vorschlägen 
deutlich genug zum Ausdruck kommt. Meines Erachtens liegt die 
Notwendigkeit vor, auch die Fahrlässigkeit zu bestrafen. Ließen 

»wir die. Straf drohung. ganz fallen, so würden wir die Aerzte ge- 
radezu verführen, sich um die Einwilligung nicht mehr zu beküm.- 

.mem, wir würden Leichtsinn großziehen und damit die Persönlich-. 
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keitsgüter des einzelnen wieder den Gefahren aussetzen, von denen 
ich vorher gesprochen habe. Aber die Bestrafung kann in solcheö 
Fällen ja leicht sein. Damit komme ich zu der nächsten Frage. 

Wie ist zu bestrafen? Das Ergebnis des Bisherigen ist,; 
daß wir es für die Frage, ob überhaupt Bestrafung eintreten soll, 
durchaus bei dem bisherigen Recht lassen können — wobei nur 
vielleicht verdeutlicht werden müßte, daß bei Handeln mit Ein- 
willigung oder bei Geschäftsführung die Rechtswidrigkeit des Tuns 
entfällt. Es handelt sich nun aber femer um die Straf höhe und 
den Gesichtspunkt, unter dem die Bestrafung erfolgen soll. Bleiben 
wir bei dem Gesichtspunkt, der nach der Rechtsprechuog des Reichs- 
gerichts der des heutigen Rechts ist, daß nämlich der ärztliche Ein- 
griff an sich und objektiv eine Körperverletzung sei, so müßten 
doch jedenfalls für die ärztliche Behandlung die Straf drohungen ge- 
ändert werden. Gegen die Anwendung der Körper Verletzungsgrund- 
sätze spricht, wie zuzugeben ist, mancherlei sehr Gewichtiges. Die 
Straf mindestmaße bei der gewöhnlichen Körperverletzung sind aller- 
dings sehr gering: ein Tag Gefängnis oder 3 M. Geldstrafe (StGB. 
§§ 223 und 230), völlig ungeeignet aber ist die Anwendung der 
§§ 223a bis 226. Erwähnt sei nur insbesondere dies: § 223a setzt 
auf die Körperverletzung, die mittels eiiies Messers begangen ist« 
Gefängnisstrafe nicht unter zwei Monaten. Das würde aber auf 
die Operation zumeist zutreffen. Nicht selten wird femer die Ope- 
ration in schweren Fällen zur Folge haben, daß ein wichtiges Glied 
des Körpers verloren geht, oder daß der Behandelte in erheblicher 
Weise dauernd entstellt wird. Dann tritt sogar Zuchthausstrafe 
ein. Dies alles paßt natürlich nur für den Fall, daß der Zweck der 
Körperverletzung der war, dem Verletzten auch wirklich ein Uebel 
zuzufügen, es paßt für den Arzt, der dem Kranken helfen will, 
ganz und gar nicht. Nun würde man sich allerdings damit helfen 
können, daß man dem Arzt eben wegen des an sich verfolgten 
guten Zwecks mildernde Umstände zubilligte, aber die Strafmin* 
destmaße blieben auch bei Annahme mildernder Umstände (§ 228 
StGB.) immer noch sehr hoch, und für den Fall des § 225 StGBi 
ist die Möglichkeit, mildernde Umstände zu berücksichtigen, durch 
das Gesetz ausgeschlossen — ob absichtlich oder durch ein Ver- 
sehen bei der Gesetzgebung, mag dahingestellt bleiben. Mindestens 
müßte also, wenn man es bei dem Recht der Körperverletzung auch 
für eigenmächtiges Eingreifen der Aerzte belassen wollte, eine Aus- 
dehnung der mildernden Umstände auf alle bezeichneten Fälle an^ 
geordnet werden, und zwar derart, daß dann überall nur geringe 
Strafen einzutreten hätten. 

Aber eine solche gesetzgeberische Hilfe würde, wie die Ver- 
hältnisse einmal tatsächlich liegen, nicht genügend sein. Interessen 
rein idealer Art verlangen eine andere Regelung: die Aerzte emp- 
finden es als eine Beeinträchtigung ihrer Würde, daß ihre ärztliche 
Tätigkeit überhaupt unter den Begriff einer Körperverletzung ge- 
stellt wird, nicht bloß deshalb, weil sie damit unter die Straf-" 
drohungen gegen Körperverletzung kommt, sondern selbst dann, 
wenn sie wegen Einwilligung des Kranken u. s. w. straflos bleibt — 



Digitized by VjOOQIC 



28 



wre einer meiner ärztlichen Freunde in der Debatte über diesen 
€regenstand bezeichnend sagte: »es ist mir ein nnerträerl icher Ge- 
danke, daß ich, wenn ich bei einem Kranken mit seinem Willen einen 
ärztlichen Eingriff mache, damit eine, wenn auch nicht rechtswidrige, 
Körperverletzung begehe". 

Ich glaube, dieser Empfindung muß man Rechnung tragen. Wenn 
der Zweck vorliegt, dem Kranken mit einer Maßnahme ärztlicher 
Art gesundheitlich eine Wohltat zu erweisen, so ist das etwas ganz 
anderes, als das, was nach der allgemeinen Auffassung auch der Ge- 
bildeten des Volkes Körperverletzung ist ; geschieht daher diese ärzt- 
liche Behandlung bewußt eigenmächtig, so wird man darin, wie ich 
glaube, zwar allgemein einen rechtswidrigen Eingriff in die Persön- 
lichkeitsgüter des Kranken erblicken, aber nicht sowohl, weil sein 
Körper verletzt, als weil seine freie Selbstbestimmung vergewali igt 
ist. Der Gesetzgeber soll aber, wenn kein besonderer, zwingender 
Gegengrund vorliegt, seine Rechtssätze möglichst in Einklang mit 
dem allgemeinen Empfinden halten. Wir brauchen also einmal eine 
gesetzgeberische Aenderung, welche eine kunstmäßige Heilbehand- 
lung, die den Vorteil des i*atienten bezweckt, aus dem Gebiet der 
Körperverletzung herausnimmt und damit ihre etwaige Strafbarkeit 
als Körperverletzung beseitigt. Und da die widerrechtlichen eigen- 
mächtigen Eingriffe ärztlicher Art doch nicht straflos bleiben sollen, 
und da, wie früher gesagt, das Zutreffen des Begriffes der Nöti- 
gung auf sie nicht immer zweifellos und die Nötigung auch nur als 
vorsätzliches, nicht als fahrlässiges Delikt mit Strafe bedroht ist, 
so brauchen wir ferner einen besonderen neuen Strafrechtssatz für 
jene Tatbestände, wie denn auch die sämtlichen Vorschläge — mit 
Ausnahme des Vorschlages der Aerztekammer Brandenburg — einen 
solchen enthalten. Die Aerztekammer Westfalen und Bieck wollen 
neben diesem positiven Satz noch eine ausdrückliche Bestimmung 
des Inhalts einfügen, daß die in Frage stehende ärztliche Behand- 
lung keine Körperverletzung sei. Indes eine solche negative Be- 
stimmung läßt sich sparen. Mit Recht hat bereits Hamm in seinem 
Gutachten dargelegt, daß, wenn eine eigene Strafbestimmung für 
rechtswidrige ärztl.che Eingriffe erlassen werde, daraus — nach un- 
zweifelhaften Auslegungsgrundsätzen — die Unanwendbarkeit der 
allgemeinen Bestimmungen über Körperverletzung von selbst folge. 
Aber das genügt noch nicht, entscheidend ist vielmehr die Stellung 
dieser neuen Sonderbestimmung: erst dadurch, daß sie, wie allge- 
mein vorgeschlagen, als § 239 a in den Abschnitt des StGB, über 
„Verbrechen und Vergehen wider die persönliche Freiheit" gestellt 
wird, ergibt sich auch als zweifellos, daß sie nicht etwa eine, bloß 
in bezug auf die Strafbarkeit privilegierte Art der Körperverletzung 
sei, sondern daß sie überhaupt auch nicht unter den Begriff der 
Körperverletzung falle; der Beriff der Körperverletzung wird damit 
stillschweigend gegenüber der bisherigen Auffassung des Reichs- 
gerichts eingeengt. Daß die Vorschläge Hamm und Schnitze, 
indem sie von einer (eigenmächtigen) ärztlichen Behandlung des 
Kranken sprachen, „welche seinen Körper verletzt oder seine Ge- 
sundheit schädigt", damit das Zutreffen des Begriffes der Körper- 
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Verletzung an sich wieder bejahen, wurde schon früher gesa^, ihre 
Formulierung ist insoweit jedenfalls zu ändern. Die Einschränkung, 
die sie machen wollen, ist auch sachlich nicht zu billigen. Wird 
der eigenmächtige ärztliche Eingriff einmal unter den Gesichts- 
punkt eines Freiheitsdelikts geruckt, so kann es, sofern nur der 
WiUe des anderen vergewaltigt wird, auf die Art des Eingriffs nicht 
weiter ankommen; dann ist auch die gegen den wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen des anderen erfolgende Anwendung eines schon 
an sich ganz unschuldigen Mittels, z. B. die Einflößung eines Stär- 
kungsmittels, die kalte Uebergießung, die Bindung eines verletzten 
Körpergliedes behufs Euhi^ltgung, sofern sie gegen den Willen 
des anderen erfolgt, als rechtswidrige Eigenmacht strafbar, wie sie 
schon heute zumeist als „Nötigung" gestraft werden kann. 

Diese neue Sonderbestimmung jedoch, wie es alle Vorschläge 
wollen, wieder auf die approbierten Aerzte zu beschränken, liegt 
nicht der mindeste Grund vor. Der Nichtarzt also, insbesondere der 
Kurpfusrher, der durch eine völlig sachgemäße, aber gegen den 
Willen des Kranken erfolgende Heilbehandlung ihm eine Wohltat 
erweist, soll nach wie vor eine Körperverletzung begehen? Aber 
noch einmal: was hat denn der objektive Charakter der Handlung 
mit der staatlichen Approbation zu tun? Es ist doch allein der ver- 
folgte gute Zweck und die sachliche Beschaffenheit der Handlung 
selbst, nämlich ihre Eig:enschaft als HeilbehanfUung, die es recht- 
fertigen, sie aus der Herrschaft der Rechtssätze über Körperver- 
letzung zu lösen — beides trifft indes für gleiche Handlungen voil 
Nichtarzt en völlig in gleichem Maße zu. (Beiläufig: wenn nach dem 
Vorschlage der Aerztekammer Westfalen der § 223 StGB, dahin ge- 
ändert wird, daß eine strafbare Körperverletzung nur vorliegt, wenn 
jemand „in feindseliger Absicht" handelt, so ist natürlich auch die 
Heilbehandlung durch den Nichtarzt keine Körperverletzung; und 
wenn dann weiter der dort vorgeschlagene § 239 a die neue Straf- 
bestimmung nur für approbierte Aerzte gibt, so würde folgen, daß 
der Kurpfuscher sogar bei bewußt eigenmächtigem Eingriff straflos 
bleibt, also viel besser daran ist als der approbierte Arzt!!). 

In welchem Verhältnis dieses neue Freiheitsdelikt zum Delikt 
der Körpervei letzung durch einen Arzt stehen würde, das verdeut- 
lichen folgende Sätze. 1. Gelingt die eigenmächtig unternommene 
Behaodlung, so liegt bloß ein Freiheitsdelikt vor. Ebenso 2. wenn 
die Behandlung zwar mißlingt, aber ohne daß den Behandelnden an 
diesem Mißlingen eine Schuld trifft. Mißlingt sie aber 3. weil der 
Behandelnde fahrlässig schlecht behandelt hat, so liegen zwei De- 
likte vor, die, juristisch gesprochen, in Realkonkurrenz miteinander 
stehen, einmal ein Freiheitsdelikt, dieses begangen schon durch die 
Ue bernahme der Behandlung selbst, und sodann eine fahrlässige 
Körperverletzung, begangen durch die schlechte Behandlung. Für 
die Bestrafung kommt dann StGB. § 74 in Betracht. 

Ich stelle den vorhandenen Vorschlägen, salvo 
meliori, folgenden gegenüber: 

StGB. § 240 a. 

Wer vorsätzlich und widerrechtlich einen Eingriff ärztlicher 
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Alt aa dem Körper eines anderoi za Heilzwecken Tomimait« wird 
wcfsen etgemichtiser ärztlicher Belundlinis mit Gefingpus bis zu 
eiiiem Jahr oder Festm^shaft toh gieidfcer Daaer oder mit Geld- 
strafe lyis za 2fß!0 IL bestraft 

Die Behacdhm^ ist ni<^ widenechihciu wenn sie mit Ein- 
wüligmi^ des Behandelten oder seines gesetzlichen Vertreters, oder 
wenn sie zwar ohne Einwillio;ung. ab^ dem wirkÜcfaen oder mnt- 
maßlichen Willen des Bebandeken oder meines sesetziichen Ver- 
treters ent'^precbend erfolgt. 

Wer die EigeTimärhrig-keit fahrlässig begeht, wird mit Gefäng- 
nis bis za einem Monat oder mit Festnngghaft von gl^dier Dauer 
oder mit Geldstrafe bis zn 5«» M. bestraft. 

Die Verfolgnng tritt nnr anf Antra? ein. Eines Antrages be- 
darf es nicht, wenn infolge der Behandlang der Behandelte gestor- 
ben od«- in Geisteskrankheit verfallen ist. 

Zn diesem Vorschlag bemerke ich: 

1. Zn Abs. 1. «Vorsätzlich und widerrechtlich": daß der Vorsatz 
die Widerrechtlichkeit umfassen muß, steht bei dieser Fonnolierong. 
die idch dem Sprachgebraach des StGR anschließt, aoßer Zweifel. 

2. Za Abs. 1. «Eingriff ärztlicher Art "^ — im Gegensatz gegen 
eine reine Mißhandlang, die ja ebenfalls zu Heilangszwecken erfolgen 
kann (z. B. Durchpeitschen einer hysterisch Kranken). Man könnte 
statt dessen sagen: ,in Aasäbong der Heilkunde'^, doch wäre dann 
▼ielleicht der Irrtum möglich, daß die Vorschrift sich nnr anf Be- 
haodlang durch approbierte Aerzte beziehe. 

3. Zn Abs. 2. Mit dem Abs. 2 ist nicht gesagt, daß es nicht anch 
noch andere Grande des Aosschlasses der Widerrechtlichkeit (z. B. 
öffentliches Amt, Försorgerecht für die Person) geben könnte. Bei 
einer Revision des StGB, sollten aach die Einwüligong and die anf- 
traglose Geschäftsführong als Gründe des Ausschi asses der Wider- 
rechtlichkeit im allgemeinen Teil behandelt werden. 

4. Zu Abs. 4. Bier ergibt sich eine Schwierigkeit. Die Antrags- 
frist ist bekanntlich kurz, sie beträgt nach StGB. § 61 drei Monate. 
Nun kann die Sachlage leicht die sein, daß der Kranke gerade in- 
folge der Behandlung zunächst bewußtlos oder wenigstens so krank 
ist^ daß ihm eine Entschließung über die Stellung des Antrags nicht 
zugemutet werden kann, oder daß er sich in einem Zustande tat- 
sächlicher Abhängigkeit von dem Arzte befindet der die Behand- 
lung vorgenommen hat — er ist z. B. noch in dessen Kranken- 
anstalt oder in seiner fortgesetzten ärztlichen Behandlung. Es wäre 
nicht gerecht, wollte man in solchen Fällen trotzdem den Ablauf 
der Antragsfrist beginnen lassen. Vielleicht könnte in Abs. 4 als 
Satz 2 eingeschoben werden: „Die Antragsfrist beginnt nicht, so- 
lange der Behandelte infolge der Behandlung in seiner freien £nt^ 
Schließung über die Stellung des Antrags behindert ist.* 
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Therapeutische Technik 

für die ärztliche Praxis. 

Ein Handbuch für Ärzte und Studierende. 



Herausgegeben von 

Prof. Dr. Julius Schwalbe. 
Berlin. 

M. 20. — , Halbfranz geb. M. 23. — . 



physikalische Chemie un9 JKedizin. 

Ein Handbuch. 

Unter Mitwirkung von 
Prof. Dr. H.Bonittau, Berlin. — Prof. Dr. F. Bottazzi, Neapel. — Priv.-Doz. Dr. 
F. Frankenhäuser, Berlin. — Priv.-Doz. Dr. R. Höber, Zürich. — Prof. Dr. 
A. V. Koränyi, Budapest. — Prof. Dr. A. Loewy, Berlin. — Prof. Dr. L. Micha- 
elis, Berlin. — Priv.-Doz' Dr. Oker-Blom, Helsingfors. — Prof. Dr. P. F. Rich- 
ter, Berlin. - Priv.-Doz. Dr. M. Roloff, Halle. — Prof. Dr. C. Spiro, Straß- 
burg i. Eis. — Prof. Dr. H. Straufi, Berlin 

herausgegeben von 

Prof. Dr. A. v. Koränyi und Prof. Dr. P. F. Richter. . 

Erster Band. 

Mit 27 Abbildungen. 
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Band II (Schluß) erscheint Anfang 1908. 
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DER 

PRAKTIKER. 

Ein Nachschlagebuch 
für die ärztliche Praxis 



von 



Dr. E. Gcrätaer, 

Redakteur der 
„Excerpta medica" und des «Centralblatt für Kinderheilkunde" 



Erste Abteilung. 
M. 6.—. 



Der Praktiker braucht ein handliches Nachschlagebuch, in dem die 
verschiedensten Thematas — nicht nur wissenschaftlicher, sondern auch solche 
rein praktischer Art — kurz und klar besprochen werden. Das Werk gibt 
rasche und präzise Information über zahlreiche Fragen des täglichen Berufs- 
lebens, plötzliche Erkrankungen, Verletzungen, Intoxikationen, kleine Chirurgie, 
Verbandslehre, das Wichtigste aus der Unfallheilkunde, alte und neuere Unter- 
suchungsmethoden, diagnostische Winke, Diätotherapie, therapeutische Technik, 
eine Auswahl der neuen Arzneimittel, wissenswerte Gesetzesbestimmungen etc. 

Die zweite (Schluß-) Abteilung erscheint Anfang 1908 und wird gleichen 
Preis und Umfang haben. 
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